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Häuser in der Jügelstraße'geräumt und abgerissen 
Baubeginn für Mensa 11 und Sozialzentrum im Herbst 

Unser Bild zeigt das Arbeitsmodell des Hochschulbauamts. Von links: die 
bestehende Men/ia, daneben der zweiseilchol!l8i~e Anschlußbau zwischen der 
bestehenden Mensa. und der neuen Mensa, .m ansChließenden Gebäude be-

finden sich im zweiten Stock die neue Mensa und terrassenförmig zurück­
gesetzt ,die Arbeitsrä~e d~s So~iabentrums. 

Foto: Bopp 

Am Donnerstag, dem 9. 3. 1972, wur­
den die Häuser in der Jügelstraße 
7-17 und das Haus Bockenheimer 
Landstraße 133 von Beamten der 
Schutz- und Kriminalpolizei geräumt 
(siehe auch Kasten auf dieser Seite). 
Der Polizeipräsident hatte aufgrund 
des Paragraphen 1 des Hessischen 
Gesetzes über die Sicherheit und 
Ordnung die Räumung der Häuser 
veranlaßt. 
Nach den letzten Vorkommnissen in 
der Jügelstraße am 7.3. 1972, bei de­
nen es zu Tätlichkeiten, Körperver­
letzungen und Zerstörung von Woh­
nungen durch eindringende Gruppen 
gekommen war, war das Hauskollek­
tiv der Jügelstraße 11 ausgezogen. 
Bei der Räumung wurden 2 Maschi­
nenpistolen, 2 Karabiner 98, 2 Win­
chesterbüchsen, 3 Schreckschußpisto­
len, 1 Schreckschußrevolver, 36 
Stickwerkzeuge, diverse Munition, 
Medikamente und Betäubungsmittel 
sichergestellt. Zur überprüfung wur­
den die 212 in den Häusern angetrof­
fenen Personen vorläufig festgenom­
men. Wie die Polizei mitteilte, wur­
den sie anschließend den Elternhäu-

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 
erscheint am 12. Mai 1972. 
Redaktionsschluß ist der 5. Mai 
1972, in Ausnahmefällen auch 
::.piitel'. 
UNI-REPORT steht im Rahmen 
seiner Möglichkeiten allen Uni­
versitätsmitgliedern für Veröf­
fentlichungen zur Verfügung. 

Zum Bau der neuen Mensa sern, dem Jugendamt, dem Sozialamt, 
dem Haftrichter oder dem Gesund­
heitsamt zugeführt. 

Ein Jahr später -als vorgesehen, näm­
lich im Herbst 1972, wird nun mit dem 
Neubau der Mensa II und dem So­
zialzentrum begonnen. Bereits im 
Sommer 1971 waren die Häuser in 
der Jügelstraße, die diesem Bau wei­
chen sollten, weitgehend geräumt. Es 
stellte sich jedoch heraus, daß mit 
dem Bau erst im Herbst 1972 begon­
nen werden kann, da die entspre­
chenden Mittel nicht, wie vorgesehen, 
im Herbst 1971 bereitgestellt wurden. 
Das Raumprogramm, aufgestellt im 
Sommersemester 1970 wurde am 
11. 12. 1970 vom Struktur- und Pla­
nungsausschuß des Senats genehmigt. 

Albrecht Bethe 
Am 25. 4. 1972 würde Albrecht Bethe, 
Professor der Physiologie (Vater des 
Nobelpreisträgers der Physik H. Be­
the) hundert Jahre alt. 

Professor Bethe wurde 1915 von der 
neu gegründeten Universität Frank­
furt als Direktor des Physiologischen 
Instituts (Theodor-Stern-Haus) beru­
fen und 1918 zum Rektor der Univer­
sität gewählt. Er hat viel zum Ruf 
und Ruhm der neuen Universität bei­
getragen. 1937 mußte er aus politi­
schen Gründen seine Lehrtätigkeit 
aufgeben und hat dennoch 1945, der 
Bitte der Universität folgend, das In­
stitut noch einmal geleitet. Zum 
Dank ernannte ihn die Universität 
zurri Ehrensenator. Bis kurz vor sei­
nem Tod im Jahre 1954 experimen­
tierte er noch und war mit der Her­
ausgabe von Pflügers Archiv be­
schäftigt. Er wird als einer der Be­
gründer der heutigen vergleichenden 
Physiologie angesehen. Seine 1903 er­
schienene Monographie "Allgemeine 
Anatomie und Physiologie des Ner­
vensystems" machte ihn zu einem in­
ternational bekannten und anerkann­
ten Physiologen. 

• 

Verfahren 
Wie der Leiter des Hochschulbauam­
tes, Dipl.-Ing. H. Nitschke, dazu aus­
führte, ist es ein weiter Weg vom 
Aufstellen des Raumprogramms bis 
zum Baubeginn. Zunächst einmal 
muß das Raumprogramm, nachdem 
es von der Universität verabschiedet 
wurde, vom Kultusministerium ge-

_ nehmigt werden. Erst danach be­
kommt das Hochschulbauamt vom 
Finanzministerium den Planungsauf­
trag, zu diesem Zeitpunkt darf also 
erst offiziell mit der Planung begon­
nen werden. (Bei diesem Projekt ge­
schah das am 27. Juli 1971.) Anschlie­
ßend muß das gesamte Projekt im 
Vorentwurf, Entwurf und der Detail­
planung ("das heißt bis zum letzten 
Lichtschalter") vom Finanzministe­
rium geprüft, eventuell geändert und 
genehmigt werden. 
Danach erhält das Hochschulbauamt 
den Bauauftrag. 
Zur Zeit befindet sich das Hochschul­
bauamt in der Detailplanung, doch es 
steht fest, daß mit dem Bau im Spät­
herbst 1972 begonnen wird; die 
Baumittel stehen im Haushalt 1972 
zur Verfügung. Es wird damit ge­
rechnet, daß das Proj ekt in etwa 
zweieinhalb Jahren fertiggestellt sein 
wird. Die Baukosten werden etwa 28 
Millionen Mark betragen (darin ent­
halten sind die Kosten -für die beson­
deren Betriebseinrichtungen und Ge­
räte). 

Planung 
Bei der Planung mußten die Gelän­
degegebenheiten besonders berück­
sichtigt werden. Zu beachten war, 
daß einerseits durch die Ausdehnung 
der Tiefgarage und durch das Bemü­
hen soviel Freifläche wie möglich zu 
erhalten, das Gelände schon zu Be­
ginn sehr begrenzt war, andererseits 
aber wegen der knappen Baumittel 
kein Hochhaus gebaut werden konnte 
(zusätzliche Aufzugsanlage, Treppen­
häuser, Klimatisierung). 
Enstanden ist nun (siehe Modell) ein 
siebengeschossiges terrassen artiges 
Gebäude mit einer Verbindung zur 
bestehenden Mensa. 

Raumverteilung Neubau Mensa 11 
mit Sozialzentrum 
Erdgeschoß 
1. Cafeteria mit 320 Plätzen 
2. Hauptsekretariat 
3. Foyer mit Verkaufsständen 
4. Studentenwerk-Vermittlungs­
dienst 
5. Studentischer Reise- und Informa­
tionsdienst (Informationsstand) 
6. Wissenschaft).iche Buchhandlung, 
Schreibwarengeschäft, Obstladen, 
Bank-Filiale 
1. Obergeschoß 
1. 35 Gruppen-Arbeitsräume 
2. Studentenbücherei 
3. Garderobenräume 
4. Verwaltungs- und Aufenthaltsräu­
me (Personal) 
5. Foyer mit Sitzgruppen, Durchgang 
zum 1. Obergeschoß der alten Mensa 
2. Obergeschoß 
1. Hauptküche mit drei Endküchen, 
drei Ausgabe-Anlagen 
2. 3 Speisesäle, insgesamt 1130 Plätze 
3.0bergeschoß 
1. Arztstation 
~. Personalrat 
3. Arbeits- und Aufenthaltsräume 
für Studenten und Dozenten 
4. Studentische Krankenversiche-
rung 
4. Obergeschoß 
1. Kasse und Personalstelle 
2. Abteilung Förderung 
3. Geschäftsführung 
5. Obergeschoß 
1. Psychotherapeutische Beratungs­
stelle 
2. Studien-, Berufs- und Rechtsbera­
tung für Studenten 
3. Studentischer Reise- und Informa­
tionsdienst 
6. Obergeschoß 
1. Räume für Sekretariate der stän­
digen Ausschüsse nach dem HVG 
2. Akademische Auslandsstelle 
7.0bergeschoß 
1. Technische Zentrale 
Kellergeschoß 
1. Restaurant mit Küche und Neben­
räumen auf der Seite der Bockenhei­
mer Landstraße 

2. Sekretariatsarchiv 
Im übrigen technische Zentralen und 
Lagerräume 

Kapazität der Mensa-Anlage 
Neue Speisesäle 

alte Mensa 

min. 4520 Essen 
max. 6780 Essen 

3500 Essen 

Cafeteria (bei 4 Stunden Ausgabe) 
außer dem sonstigen Angebot 

Summe 

1000 Essen -----
min. 9 020 Essen 
max. 11 280 Essen 

Vertreter des Amtes für Wohnungs­
wesen, die noch am gleichen Tag die 
Häuser besichtigten, teilten mit, daß 
es sich hierbei in keinem Fall um 
Räume handelt, die zum Bewohnen 
von Menschen geeignet sind. Jede In­
standsetzung zur Bewohnbarma­
chung sei unzumutbar. Nach diesen 
Feststellungen hatte der Polizeipräsi­
dent den Universitäts präsidenten ge­
beten, daß die geräumten Häuser in 
einen Zustand versetzt werden, wo­
nach sie auch nicht mehr Obdachlo­
sen als Asyl dienen können. Diese 
Maßnahmen leitete der Präsident 
noch am gleichen Tage ein. Kurze 
Zeit später wurde mit dem Abbruch 
der Häuser begonnen. 

Psychotherapeutische Gruppe 
N ach der Räumung der Häuser in 
d~r Jügelstraße wurde die Univer­
sität in verschiedenen Pressebe­
richten angegriffen, da eine Grup­
pe, die angeblich Teil der psycho­
therapeutischen Beratungsstelle 
war, nicht von der Räumung ver­
schont blieb. Nachstehend veröf­
fentlichen wir dazu eine Presse­
mitteilung, die die Pressestelle 
noch am Tag der Rä.umung ver­
breitete: . 

Bei der Räumung der Häuser in 
der Jügelstraße wurde heute mor­
gen auch das Haus Jügelstraße 7 
geräumt, in dem sich ohne Wissen 
der Universität eine private Grup­
pe zur Behandlung von psychisch 
Kranken niedergelassen hatte. 
Dabei wurden die Patienten und 
die Ärzte von der Polizei ins Poli­
zeipräsidium verbracht und eine 
Reihe von Opiaten sichergestellt. 
Nach dieser Maßnahme stellte 
sich heraus, daß Mitglieder der 
psychotherapeutischen Bera­
tungsstelle der Universität, die bis 
zum Ende letzten Jahres in den 
Räumen des Hauses Jügelstraße 7 
untergebracht war, dort auf pri­
vater Basis eine Therapiegruppe 

gegründet hatte, die dort auch 
wohnte. 
Die psychotherapeutische Bera­
tungsstelle war bereits im letzten 
Jahr in zwei Stockwerke des 
Hauses Bockenheimer Landstr.142 
verlegt worden. Die Universität 
hatte für diesen Zweck nahezu 
100 000 DM aufgewandt. 
Der Präsident weist Vorwürfe der 
Therapiegruppe zurück, sie wäre 
nicht rechtzeitig von dem Polizei­
einsatz unterrichtet worden. Eine 
solche Unterrichtung war weder 
möglich noch erschien sie notwen­
dig, da diese Räume den Betroffe­
nen nicht von der Universität zu 
Wohnzwecken zur Verfügung ge­
stellt worden waren und die Be­
troffenen auch nicht angezeigt 
hatten, daß dort eine entsprechen­
de Gruppe wohnt. Die Universität 
hat für diese private Gruppe, die 
außerhalb der von der Universität 
getragenen psychotherapeutischen 
Beratungsstelle steht, keinerlei 
Gelder zur Verfügung gestellt. 
Das Studentenwerk hat heute auf 
Anfrage mitgeteilt, daß es dieser 
privaten Gruppe 1500 DM für Ein­
richtungsgegenstände zur Verfü­
gung gestellt hatte. 
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Bundesminister für Bildung und Wissenschaft Dr. Klaus von Dohnanyi: 

"Die Universitäten sind nicht nur 
Tummelplätze für · Radikale" 
Zu politischen Entwicklungen an 
den Hochschulen nahm der Bundes­
minister für Bildung und Wissen­
schaft, Dr. Klaus von Dohnanyi, kürz­
lich im SPD-Pressedienst Stellung. 
Wörtlich schrieb der Minister: 
Die Bundesregierung verurteilt in al­
ler Schärfe. vorsätzliche Behinderun­
gen von Lehre und Forschung. Wer 
Gewalt anwendet, oder physische 
Pression anwendet, kann an unseren 
Hochschulen keinen Platz haben. 
Ebenso tritt die Bundesregierung mit 
aller Entschiedenheit Bestrebungen 
einiger Gruppen entgegen, die wis­
s.enschaftliches Denken durch ideolo­
gische Indoktrination ersetzen wol­
len. Die Bundesregienmg beobachtet 
deswegen gewisse Entwicklungen an 
bestimmten Hochschulen und in eini­
gen Fächern mit Sorge. 

. Aber der Kampf gegen radikale 
Gruppen darf uns nicht Nüchternheit 
und Augenmaß verlieren lassen. 
überzeichnung der Situation und un­
differenzierte Stimmungsmache ver­
mitteln der Öffentlichkeit ein Bild, 
das der Wirklichkeit an den Hoch­
schulen nicht entspricht. Unsere Uni­
versitäten sind nicht nur Tummel­
plätze für Radikale. 
Verzerrende Darstellungen schaffen 
bei der Bevölkerung ein Klima blan­
ker Hochschulfeindlichkeit. So wird 
der Abbau des Numerus clausus 
nicht gefördert, sondern verhindert. 
Mit einseitiger Darstellung gefährdet 
am Ende die Wissenschaft in unserem 
Land, wer sie zu retten vorgibt. 
Einseitige Darstellungen der Lage an 
den Hochschulen werden heute zu ei­
nem Instrument des politischen 
Wahlkampfs. Man will bange ge­
machte Wähler von einem politischen 
Lager in ein anderes treiben. Unsere 
Hochschulen sind zu wichtig, um sie 
zu Mitteln der Wahltaktik zu ma­
chen. 
Störaktionen kommen in jedem Land 
der Bundesrepublik vor, auch unter 
einem CDU-Minister in Baden-Würt­
temberg. Polemik, die sich an un­
sachlicher Schwarzmalerei beteiligt, 
tut nicht nur der überwiegenden Zahl 
der Studenten Unrecht. Gleichzeitig 
werden Kultusminister und Innenmi­
nister, Rektoren, Präsidenten und 
Hochschullehrer pauschal und undif­
ferenziert der Feigheit und Unfähig­
keit bezichtigt. Das Vertrauen in die 
Leistungsfähigkeit und die Stabilität 
unse.res demokratischen Staates ins­
gesamt und in seine Institutionen 
kann auch auf diese Weise untergra­
'ben werden. Und das wäre gerade im 
Sinne radika.ler Gruppen an den 
Hochschulen. 

Die Bundesregierung ist nicht blind 
gegenüber den Extremisten. Sie ist 
aber auch nicht blind gegenüber der 
wirklichen Situation. Das unverzerr­
te Bild unserer Universitäten aber 
zeigt zunächst, daß nach zuverlässi­
gen Schätzungen die gestörten Lehr-

veranstaltungen nur einen ver­
schwindend geringen Prozentsatz, oft 
nur Bruchteile eines Prozentsatzes, 
ausmachen. Selbst in Heidelberg, das 
vielfach als Hochburg der "roten Ge­
fahr" hingestellt wird, liegt der An­
teil der gestörten Vorlesungs stunden 
deutlich unter 1 v. H .. Andere Hoch­
schulen und viele Fachbereiche sind 
sogar faktisch störungsfrei. 
Diese Zahlen sollen keineswegs die 
Wirkung verharmlosen, die auch von 
wenigen Unruheherden ausgehen 
kann. Es mag auch richtig sein, daß 
in dem einen oder anderen Fach an­
gedrohte Störung schon zur Anpas­
sung führt, so daß die Statistik nicht 
alles zeigt. Aber wir müssen das ge­
fährliche Spiel mit der Verunsiche­
rung der Bürger entlarven und die 
Fakten zeigen. Die Wirklichkeit ist: 
An unseren Hochschulen gibt es Stö- . 
rungen, gibt es auch Versuche perso­
nalpolitischer Unterwanderung, gibt 
es auch Pressionen. Wir kämpfen da­
gegen: Politisch und durch Gesetze. 
Aber an unseren Hochschulen wird 
auch nach wie vor viel gute Arbeit in 
Studium, Lehre und Forschung gelei­
stet. Die meisten Studenten arbeiten 
ebenso interessiert wie frühere Stu­
dentengenerationen. Die überwiegen­
de Zahl der Studenten und der Pro­
fessoren betreibt und schätzt freie 
Forschung und Lehre und wird dabei 
von den staatlichen Organen in Bund 
und allen Ländern voll untersützt. 
Vollends absurd ist es, nun dieses 
Bild weitgehend geordneter Arbeit 
als die Ruhe einer eroberten Festung 
zu deuten. Das heißt, die Wirklichkeit 
auf den Kopf zu stellen. Es offenbart 
die schwache Position der Wahl­
kampf taktiker, wenn nun plötzlich 
nicht mehr Unruhe, sondern der un­
gestörte wissenschaftliche Betrieb als 
Signal bereits erfolgender roter Un­
terwanderung herhalten muß. Eben 
weil ich die zielstrebige Taktik ge­
wisser antidemokratischer Gruppen 
keineswegs verkenne, weise ich Ver­
zeichnungen zurück. ' Wachsamkeit 
und ZiviJ:cour~ge erfordern auch Au­
genroa~ .1!n<;l . NiLQ.Q.t.e!:nheit. Sonst 
schlägt man blind ins Ungewisse. 
Reformen können natürlich den har­
ten Kern der Radikalen nicht beein­
drucken: Wer sich ideologIsch einbe­
toniert hat, ist für Entwicklungen wie 
für Argumente unzugänglich. Aber 
Reformen in allen Bereichen und ge­
rade in der Hochschule vermindern 
den Zulauf, den die Doktrinäre von 
solchen Studenten haben, die mit 
Entwicklungen in der Bundesrepu­
blik hadern, aber für rationale und 
demokratische Auseinandersetzun­
gen eintreten. Sie können und müs­
sen wir mit den demokratischen Re­
formen unserer Gesellschaft errei­
chen. Der Polizeistaat von rechts gibt 
keine Antwort. 
Die CDU hat wegen ihrer Reform­
feindlichkeit heute faktisch jeden 
Kontakt mit den Studenten verloren. 

Aktive Demokraten müssen auch an 
den Hochschulen beim Durchsetzen 
demokratischer Reformen entschlos­
sen zusammenstehen. Eine Eskalation 
der Anklage und pauschale Verurtei­
lungen dienen diesem Ziel nicht. 
Die Bundesregierung schlägt deswe­
gen den Ländern eine wissenschaftli­
che kontinuierliche Untersuchung 
der Hochschulentwicklung vor. Sie 
soll den Verlauf der Reformen, ihre 
Erfolge und Probleme, sowie die Ein­
stellung der Mitglieder an den Hoch­
schulen zu den Problemen, objektiv 
erkennbar machen. Die Finanzmittel 
hierfür stehen bereit. Bund und Lä.n­
der sollten an einem solchen Projekt 
gemeinsam arbeiten. Nur so wird ei­
ne Rückkehr zur sachlichen Diskus­
sion und die Erneuerung unserer 
Hochschulen möglich sein. 

Der ehemalige Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, Prof. Dr. Hans 
Leussink, und der neue Minister Dr. Klaus von Dohnanyi bei einem Aufent­
halt in der Universität Frankfurt. Foto: Bopp 

Professor Dr. Gerd Roellecke 
dpa. nberraschend ist auf der 95. PIe­
narversammlung der Präsident der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz, 
Prof. Dr. Gerald Grünwald, bei der 
Wahl des Präsidenten für die nächste 
Amtszeit durchgefallen. Bereits im 

GrünwaIds übernehmen. Die Amts- Verpflichtung zur Folge haben, dem 
zeit dauert bis zum 31. Juli nächsten "Rollback der Konservativen" entge-
Jahres. genzutreten. 
Von politischen Beobachtern 'wurde Roellecke bezeichnete es als falsche 
der Wahlausgang zugleich als Signal Einordnung, wenn man ihn als "kon­
'für einen Kurswechsel der WRK ge- servativ" bezeichne. Er wolle keinen 
wertet. Diese personelle Entschei- "Rechtskurs" steuern, sondern als li­
dung, so verlautete dort, signalisiere beraler Mann der Mitte auf Ausgleich 
aufs Neue einen auch an anderer wirken. Er betrachte es als seine 
Stelle sichtbaren "Rechtsruck" in der Hauptaufgabe, das Ansehen der 
Bildungspolitik. Westdeutschen Rektorenkonferenz zu 
Die Wahl des 44jährigen Mannheimer stärken und die Kontinuität ihrer Ar­
Juristen Roellecke stieß bei der BAK beit zu wahren. 
und dem VDS auf heftige Kritik. Prof. Grünwald stellte eine Gefahr 
DieBAKbrachteihreBestürzungüber der SpaItuJ;lg in der WRK in Abrede. 
diese Entscheidung zum Ausdruck, Gleichwohl zeigte er sich nicht bereit, 
mit der den Konservativen die Er- eine politische Analyse der Wahl zu 
oberung einer weiteren Bastion in treffen. Er wies, wie auch Prof. Roel­
der Hochschullandschaft gelungen lecke, darauf hin, daß der Präsident 
sei. Für die noch in dieser Reihe ver- der WRK nur einen gewissen Spiel­
bleibenden Organisationen wie Ge- raum für eigene Entscheidungen ha­
werkschaft Erziehung und Wissen- . be, aber keine Richtlinienkompetenz 
schaft, BAK YA.d.vP~, )fIlüS~,efti~p..J.die .. tau5ül)~'·fiößrie: ; "~' '1.::; I '" ~ 

Bei besserer Planung 
mehr Raumkapazit~ten 
Etwa 10 bis 20 Prozent verdeckte 
Raumkapazitäten ließen sich an 
deutschen Hochschulen freisetzen, 

ersten Wahlgang erhielt der Mann- wenn die Nutzung der Räume besser 

Öffnungszeiten verlängert, die Ko­
pier- und Ausleihmöglichkeiten so­
wie die Ausstattung mit Literatur 
verbessert und die Institutsbibliothe­
ken räumlich zusammengefaßt wer­
den. 

heimer Prorektor Prof. Dr. Gerd Roel- als bisher geplant und gesteuert wer­
lecke (Bild) 28 Stimmen, während auf deo Das, so wurde kürzlich im Presse­
Grünwaid nur 15 Stimmen entfielen. dienst des Bundesministers für Bil­
Damit wird Roellecke am 1. August dung und Wissenschaft ausgeführt, 
dieses Jahres die Amtsgeschäfte . habe eine Untersuchung ergeben, die 

die Kienbaum-Unternehmensbera­
tung GmbH im Auftrag des Bundes­
ministers für Bildung und Wissen­
schaft im Einvernehmen mit dem 

Handbuch des Hochschulwesens 
Planungs ausschuß für den Hochschul­
bau erstellt habe. Weiter wird dort 
ausgeführt: 

Ziel der Studie war es, möglichst 
rasch ein Programm von praktika-

Verstärkte Arbeitsteilung und Zu­
sammenfassung gleichartiger Tätig­
keiten ebensQ wie Rationalisierung 
der Arbeitsabläufe und . Nutzung 
zweckmäßiger Organisationshilfen 
(vor allem der EDV) ermöglicht es, im 
Verwaltungsbereich Personal einzu­
sparen. 
Methode und Ansgangspunkt der Un­
tersuchung 
Die Primärerhebungen sowie die 
Entwicklung von Verbesserungsvor­
schlägen wurde in den Fachbereichen 
Rechtswissenschaft und Physik an 
den Universitäten Bochum und Mün­
ster durchgeführt. Diese Fachberei­
che an den beiden Universitäten wur­
den ausgewählt, um struktur- und 
standortbedingte EinflUßgrößen mit 
zu erfassen. 

Aus der Reihe "Handbuch des Hoch­
sc4ulwesens" liegt nunmehr Teil IV, 
"Fernstudium" Band 1, vor. 
Die Erarbeitung von Fernstudiengän­
gen ist in der Universität Frankfurt 
über die Information hinaus inzwi­
schen in das Stadium der Konkreti­
sierung getreten. Mehrere Projekte 
werden in diesem Jahr ausgearbeitet 
werden. 
Die Notwendigkeit, ein in den Hoch­
schulbereich eingebettetes System 
von "Fernstudium im Medienver-

UNI-REPORT 
Zeitung der Universität Frankfurt, 
Herausgegeben von der Presse- und 
Informationsstelle der Johann- Wolf­
gang-Goethe- Universität Frankfurt. 
6 Frankfurt 1, Senckenberganlage 3l. 
Telefon 798-2531 oder 2472. Fern­
schreibanschluß 0413932 unif d. Re­
daktion U. Günther 

UNI-REPORT erscheint alle 14 Tage 
am Donnerstag, mit Ausnahme deI 
Semesterferien. Die Auflage von 2000U 
Exemplaren wird an die Mitglieder 
der Universität Frankfurt verteiH 
Zur Zeit ist die Anzeigenpreisliste 
Nr. 3 vom 1. 10. 1971 gültig. - Druck: 
Union-Druckerei, 6 Frankfurt a. M. 

bund" alsbald zu schaffen, ist heute 
unbestritten. Es muß dazu beitragen, 
die Bildungsansprüche der Gesell­
schaft zu verwirklichen und für sei­
nen Teil 
- der Reform von Studium und 
Lehre 
- der Kapazitätserweiterung der 
Hochschule 
- der Öffnung der Hochschule für 
alle dienen. 
Die Entwicklung des Systems im ein­
zelnen, an der jeder Fachbereich in­
tensiv teilnehmen muß, erfordert 
Klarheit über Organisationsziele und 
Organisationsgrundsätze und muß 
sich in eine langfristige Bildungspla­
nung einfügen. 
Für alle, die schon an dieser Innova­
tion in der Hochschullehre arbeiten, 
und jene, die Informationen und An­
regungen zu der i~ jedem Fachbe­
reich notwendigen Arbeit an Fern­
studienprojekten benötigen, bietet 
das obengenannte Handbuch eine in­
formative Zusammenstellung der 
Satzungen, Ordnungen, Beschlüsse. 
Vorschläge und Empfehlungen, die 
das Fernstudium im Medienverbund 
betreffen. U. a. enthält es die Emp­
fehlungen des Vorbereitungsaus­
schusses (anderweitig vergriffen) so­
wie sämtliche Beschlüsse, die seit 
1968 von akademischen Verbänden 
Parteien, Gewerkschaften, Rund~ 

funkanstalten und der Kultusmini­
sterkonferenz zum Thema Fernstu­
dium gefaßt worden sind. 
Das Handbuch (das noch an alle Fach­
bereichs bibliotheken gegeben werden 
soll) ist einzusehen in der 
Arbeitsstelle 8 des DIDAKTISCHEN 
ZENTRUMS "Fernstudium und Wei­
terbildung" Kettenhofweg 135, III, 
Fernruf (7 98) 36 13, 
deren Mitarbeiter auch gerne zu ei­
ner Beratung zur Verfügung stehen, 

Denis Wirsig 

Job für Studenten 
Für eine Übergangszeit sucht die 
Pressestelle der Universität (haupt­
sächlich an den Tagen Mittwoch, Don­
nerstag und Freitag) eine(n) Mitar­
bei ter(in). Schrei bmaschinenkenn t­
nisse wären von Vorteil. Wenn Sie 
mehr darüber wissen möchten, rufen 
Sie doch einfach unter der Nummer 
798 - 3638 (oder 2531) an, oder kom­
men Sie direkt zur Pressestelle, Mehr­
zweckgebäude, 10. Stock, Zimmer 1053. 
Außerdem sucht die Pressestelle auf 
Dauer zwei neue Mitarbeiter - ge­
naueres in den Anzeigen dieser Aus­
gabe. 

blen Maßnahmen zu entwickeln, um 
die an den Hochschulen verfügbaren 
Raumkapazitäten für Forschung und 
Lehre ebenso wie für die Verwaltung 
intensiver als in der Vergangenheit 
nutzen und neue Kapazitäten besser 
planen zu können. 

Verbesserungsvorschläge 
Aus deq zahlreichen Einzelergebnis­
sen sind folgende Vorschläge beson­
ders hervorzuheben: 
Die Raumverteilung an den Hoch­
schulen soll stärker zentralisiert wer­
den. Alle vielseitig nutzbaren Räume 
sollen im laufenden Betrieb besser 
belegt werden. Das würde eine inten­
sivere zeitliche Nutzung der Räume 
bedeuten. Dadurch würde sich zu­
gleich die erforderliche qm-Nutzflä­
che pro Student verringern. 
Die von den Studenten in der Hoch­
schule verbrachte Zeit ist insgesamt 
wesentlich geringer, als in den bisher 
vorliegenden Flächenrichtwertmodel­
len angenommen wurde. Das ver­
mindert gleichfalls die pro Student 
erforderliche Nutzfläche. 
Die stärkere Verwendung moderner 
Lehrmittel, wie z. B. audiovisueller 
Techniken, würde es erlauben, die 
vorhandenen räumlichen Kapazitä­
ten flexibler und damit insgesamt 
besser zu nutzen. 
Um die Nutzungsmöglichkeiten der 
Bibliotheken zu erhöhen, sollen die 

Die Untersuchung geht davon aus, 
daß es trotz aller Anstrengungen 
beim Ausbau vorhandener und bei 
der Errichtung neuer Hochschulen in 
absehbarer Zeit nicht möglich sein 
wird, Angebot und Nachfrage nach 
Studienplätzen in übereinstimmung 
zu bringen. Die intensivere Nutzung 
der vorhandenen Raumkapazitäten 
stellt eine von mehreren Möglichkei­
ten dar, die negativen Folgen des Un­
gleichgewichtes zu vermeiden oder 
zumindest abzuschwächen. 
Grundlage für die weitere Planung 
Das "Besondere Gremium für bil­
dungs politische Prioritäten" - Mini­
ster - der Bund-Länder-Kommis­
sion für Bildungsplanung hat in sei­
ner Sitzung am 28. Februar 1972 die 
Kapazitätsfragen der Hochschulen in 
den Prioritätenkatalog einbezogen 
und der intensiveren Nutzung der 
vorhandenen Hochschuleinrichtun­
gen vordringliche Bedeutung einge­
räumt. Der vorliegende Bericht bildet 
eine Grundlage für das weitere Vor­
gehen auch des Planungsausschusses 
für den Hochschulbau. 
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Fachbereichskonferenz· Wirtschaftswissenschaften 
~ , - \ 

beschloß mit Mehrheit neue Prüfungsordnung 
Die Auseinandersetzungen um die 
neue Zwischenprüfungsorqnung im 
Fachbereich Wirtschaftswissenschaf­
ten hatten am Ende des Winterseme­
sters 1971/72 zu harten Konfrontatio-

Dennoch wurden weiter Klausuren 
verhindert, woraufhin der Präsident 
die Klausurarbeiten zu den Ersatz­
terminen in der Woche vom 21. bis 
zum 26. Februar durch Polizei sichern 
ließ. nen an ,der Universität Frankfurt ge­

tuprt. An den ersten drei Tagen kam es 
In der Zeit zwischen dem 4. und zwischen Demonstranten und Polizi-
11. Februar wurden im Fachbereich sten zu Auseinandersetzungen, die 
Wirtschaftswissenschaften insgesamt während des Besuchs des Opposi­
sechs Klausuren aktiv bestreikt, die tionsführers im hessischen Landtag, 
Voraussetzung beziehungsweise Be- Dr. Alfred Dregger, ihren Höhepunkt 
standteil der neu eingeführten Zwi- erreichten. Verletzungen und Fest­
schenprüfungsordnung waren. For- nahmen blieben nicht aus. Den 
perung der Streikenden war, den Schreibwilligen wurde der Zugang 
Prüfungsstreß durch übergang zu zum Hörsaalgebäude erscl;1wert oder 
studienbegleitenden Prüfungen abzu- gar unmöglich gemacht. Am Don­
bauen und langfristig einen Studien- nerstag, Freitag und Samstag 
plan auszuarbeiten, dem die Prü- schließlich kam es zu keinen weiteren 
fungsinhalte angepaßt werden sollen. Störungen, die Schreibwilligen konn­
Diese Forderungen wurden auch von ten unbehelligt die Universität betre-
vielen Professoren und Assistenten 
des Fachbereichs unterstützt, da die 
neu eingeführte Zwischenprüfungs­
ordnung zwar den an fast allen ande­
ren Universitäten in Kraft befindli-
ehen Ordnungen entspricht, nicht 

ten. 

Die Bilanz am Samstag, dem letzten 
Tag, an dem Klausuren geschrieben 
wurden, ergab, daß 332 Studenten an 
den Klausurarbeiten teilgenommen 
hatten. 

aber den neueren hochschuldidakti- FachlJereichskonferenz 
sehen Erkenntnissen. verabschiedete ZPO 

In ihrer ersten Sitzung im Sommer­
Daher wurde der Lehr- und Studien-
ausschuß dl=s Fachbereichs von der s<;mester 1972, am 19. 4. 1972, hat die 

Fachbereichskonferenz Wirtschafts-
wissenschaften folgende neue Zwi­
schenprüfungsordnung, die jetzt dem 

Fachbereichskonferenz beauftragt, 
bis zum Beginn des Sommerseme­
sters eine Beschlußvorlage für eine 
studienbegleitende Zwischenprüfung 
auszuarbeiten. 

Senat vorgelegt wird, mit Mehrheit Von Angesicht zu Angesicht: Demonstranten 'und Polizisten. während. der Auseinandersetzungen an der Unh~ersititt 
verabschiedet: Frankfurt im Februar 1972. 

Die von der Fachbereichs~onferenz · beschlossene neue Zwischenprüfungsordnung 
Es werden nur die Paragraphen wie- § 5 (3) Die Reihenfolge des Erwerbs von 
dergege~en, die in.einem Z~sammen- . G~gen.stanA.deJ:,Z.wischenprüfupg ,{ L,eistungsnachweisen ,ist f~ei ':V'ähl-
hang mit der ZWlschenprüfungi .. ste~ f!DTe' Z"wi~chen.'pr'Mu'ii:g -erstreckt sicll' bar: : .. ' .. ' . ., .' 
hen. auf den Inhalt folgender Fachgebiete: (4) JeweilS' zU Begm.il. und/o~~r . am 

§ 1 . .. (1) Grundzüge der Volkswirtschafts- En.de des Semesters 1st ~le Moghch-
§ 2 lehre kelt des Erwerbs von Lelstungsnach-

, .. (2) G' dz" weisen durch das Anbieten von Klau-
1. ZWISCHENPRtJFUNG run uge der Betriebswirt- ge ährle'ste 

schaftslehre, suren. zu v: 1" n. . . 
§ 3 

Zweck der Zwischenprüfung 
Die Zwischenprüfung sol] dem Stu­
dierenden eine frühzeitige Kontrolle 
seiner Fähigkeiten und Leistungen 
ermöglichen und dem Nachweis die­
nen, daß er im Grundstudium die 
Kenntnisse erworben hat, die erfor­
derlich sind, um sein Studium mit der 
Aussicht auf Erfolg fortzusetzen. 

§4 
Zulassung und Anmeldung 

zür Zwischenprüfung, 

Antrag auf Vornote 

(3) Grundzüge der Statistik (5) Dle ZWls~henprufung 1st m der 
" . ' , Regel zu Begmn des 6. Semesters ab-

(4) Grundz~ge der wutschafthch re- zuschließen. In begründeten Ausnah-
levanten Telle des Rechts mefällen kann, und zum Zweck der 
(5) Technik des Rechnungswesens, Wiederholung muß das Prüfungsamt 
(6) Mathematik für Wirtschaftswis- diese Frist verlängern. 
senschaftler. (6) Nichtbestandene Klausuren oder 

§ 6 Klausurteile der Zwischenprüfung 
Formen der Zwischenprüfung 

(1) Die Zwischenprüfung kann als 
Kompaktprüfung (KornP. ) oder als 
Studienbegleitende Prüfung (StuP.) 
abgelegt werden. 

können höchstens zweimal wieder­
holt werden. 

§ 8 
Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die Pr.i.ifungsleistungen in den 
Klausuren (KornP.) gemäß § 6 (2) und 
in den Fachgebieten (StuP.) gemäß 
§ 6 (3) werden mit folgenden Noten 
bewertet : 

gegen die Ordnung während der Prü­
fung sch,W,W.g..g~j:p.~W ,~q,tr'i'. '; ";", 
(4) Ist di:e"Zw.iSctil:mprlifung näch § 9 
(1) bis (3) endgültig nicht bestanden, 
so wird der Kandidat nach den Be­
stimmungen der allgemeinen Vor­
schriften für die Studierenden an den 
Universitäten des Landes Hessen 
vom Studium der Wirtschaftswissen­
schaften an der Johann-Wolfgang­
Goethe-Universität, Frankfurt am 
Main, ausgeschlossen. 

§ 10 
Zeugnis 

(1) über die bestandene Zwischen­
prüfung ist ein Zeugnis auszustellen, 
das alle Einzelnoten enthält. Das 
. Zeugnis. ist vom Vorsitzenden des 
Prüfungsamtes zu unterzeichnen. 
(2) Ist die Zwischenprüfung nicht be­
standen oder gilt sie als nichtbestan­
den, so erteilt der Vorsitzende des 
Ptüfungsamtes dem Kandidaten 
hierüber schriftlich Bescheid. (1) Die Zulassung zur Zwischenprü­

fung gemäß § 7 setzt voraus: 
a) die Hochschulreife, 
b) den Nachweis der bestehenden Im­
matrikulation an dem Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften der Jo­
hann-Wolfgang-Goethe-Universität, 
Frankfurt am Main, 

(2) Wird die Zwischenprüfung als 
KomP. abgelegt, so ist für jedes der 
in § 5 genannten Fachgebiete, für das 
diese Form der Zwischenprüfung ge­
wählt wird, der Leistungsnachweis in 
einer vierstündigen Klausur zu er­
werben. 

Sehr gut 
Gut 
Befriedigend 
Ausreichend 
Nicht ausreichend 

1 (3) D~r Bescheid über die endgültig 
2 nichtbestandene Prüfung ist mit ei-
3 ner Rechtsbehelfsbelehrung zu verse­i hen . . 

c) den Nachweis, daß der Kandidat 
nicht gemäß § 9 (4) von einer Zwi­
schenprüfung ausgeschlossen werden 
muß. 
(2) Die Anmeldung zur Zwischenprü­
fung erfolgt schriftlich zusammen 
mit der ersten Anmeldung zu einer 
der in § 5 aufgeführten Klausuren zu 
den vom Prüfungsamt festgesetzten 
Fristen. Diese werden am Schwarzen 
Brett desPrüfungsamtes bekanntge-

. geben. 
Der Anmeldung sind beizufügen: 
a) das Reifezeugnis oder ein vom 
Hessischen Kultusministerium als 
gleichwertig anerkanntes Zeugnis, 
b) der Nachweis über die bestehende 
Immatrikulation im Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften der Uni­
versität Frankfurt am Main, 
c) eine Erklärung des Kandidaten, ob 
er sich - gegebenenfalls wo und mit 
welchem Erfolg - schon einer Zwi­
schenprüfung gemäß § 7 oder Teilen 
derselben unterzogen hat, 
d) die Quittung der Universitätskasse 
über die eingezahlten Gebühren nach 
§ 12. 
(3) Die Anmeldung hat für jede Klau­
sur gemäß § 7 (1) einzeln zu erfolgen. 
Sie ist zu den vom Prüfungsamt fest­
gesetzten und am Schwarzen Brett 
veröffentlichten Fristen schriftlich 
abzugeben. 

(3) Wird die Zwischenprüfung als 
StuP. abgelegt, so wird die in § 6 (2) 
genannte Prüfungsleistung durch · (2) Die Noten für die einzelnen Prü­
selbständige Klausurteile ersetzt, de- fungsleistungen werden von den je­
ren Gesamtdauer für jedes Fachge- weiligen Prüfern festgesetzt. 
biet die Dauer der Klausuren für die (3) Wird die StuP. gewählt, so sind 
KomP. nicht unterschreiten darf. die Leistungen in den einzelnen 
(4) Die Anzahl der Klausurteile darf Klausurteilen, die durch das Curric'u­
im einzelnen Fachgebiet vier nicht lum einem der in § 5 genannten Fach­
übersteigen, bestimmt sich im übri- gebiete zugeordnet werden, mit 
gen nach den Lehrveranstaltungen, Punkten zu bewerten. Die Punktzah­
die im Curriculum diesem Fachgebiet len der Klausurteile in jedem Fach­
zugeordnet sind. gebiet gem. § 5 werden addiert und 
(5) Änderungen im Curriculum erfor- daraus die Note gem. § 8 (1) für das 
dern eine angemessene übergangs- Fachgebiet gem. § 5 gebildet. Das 
frist, in der Regel zwei Semester, es Prüfungs amt legt eine Mindestpunkt­
sei denn, der status quo wird für die :zahl fest, bei deren Unterschreitung 
im Prüfungsverfahren stehenden die Teilklausur nicht als Leistungs­
Kandidaten gewährleistet. nachweis nach § 6 (3) angerechnet 
(6) über die in § 6 (1) und (2) genann- wird. 
ten Leistungsnachweise hinaus kön­
nen weitere Leistungsnachweise an­
derer Art verlangt werden. Auch die­
se Leistungsnachweise ergeben sich 
nach Art und Anzahl aus dem Curri­
culum. 

§ 7 
Durchführung der Zwischenprüfung 
(1) Für jedes der in § 5 genannten 
Fachgebiete kann zwischen KomP. 
und stuP. gewähl.t werden. Dieses 
Wahlrecht besteht auch für die Wie­
derholung einer nichtbestandenen 
Prüfung. Die Wahl wird dem Prü­
fungsamt bei der Anmeldung zur je­
weiligen Klausur formell angezeigt. 
(2) Alle Klausurveranstaltungen fin­
den unter der Aufsicht des Prüfungs­
amtes statt. 

§ 9 
Ergebnis der Zwischenprüfung 

(1) Die Zwischenprüfung ist nicht be­
standen, wenn die Leistung des Kandi­
daten in einem der in § 5 genannten 
Fachgebiete mit der Note "Nicht aus­
reichend" bewertet worden ist. 
(2) Die Zwischenprüfung gilt als nicht 
bestanden, wenn die in § 6 genannten 
Prüfungsleistungen bis zum Beginn 
des sechsten Semesters zum ersten 
Mal nicht erbracht worden sind. Die 
Regelung nach § 7 (5) bleibt davon 
unberührt. 
(3) Die Prüfung kann vom Prüfungs­
amt ganz oder teilweise als nicht be­
standen erklärt werden, wenn der 
Kandidat eine Täuschungshandlung 
begangen oder sich eines Verstoßes 

§ 11 
Anerkennung von Zwischenprü-

fungsleistungen 
Die an einer wissenschaftlichen 
Hochschule der Bundesrepublik er­
brachten Zwischenprüfungsleistun­
gen werden bei Vorliegen gleicher 
Anforderungen anerkannt. 

§ 12 
Gebühren 

(1) Die Gebühren für die Teilnahme 
an den Klausurprüfungen betragen 
für jede Klausurstunde auch bei der 
Wiederholung einer Klausur jeweils 
5,--DM. 
(2) Die Rückzahlung von Gebühren 
kann nur stattfinden, wenn' der Kan­
didat fristgerecht von der Prüfung 
zurücktritt oder wenn die Teilnahme 
an der Prüfung ohne eigenes Ver­
schulden verhindert worden ist .. 

§ 13 
(1) Die Prüfungsordnung vom 22. 7. 
1971 (Erlaß HKM vom 22. 7.1971 -- H 
I 2 -- 424/565 -- 149) ist bis zum Ende 
des dritten Semesters nach dem Ter­
min des Inkrafttretens der vorliegen­
den Änderung Bestandteil der Prü­
fungsordnurig vom 22.7. 1971. 
(2) Die Regelungen der §§ 2 (5) bis § 12 
sind binnen zwei Jahre nach ihrem 
Inkrafttreten nach den inzwischen 
gesammelten Erfahrungen zu über­
prüfen. 
(3) Leistungsnachweise, die bis zum 
Inkrafttreten der vorliegenden Ände-

rung der Prüfungsordnung vom 
~2. ~uli" JD,.71 .. (~rl9-,ß. !fJS.~ vom 22.7. 
1971 -- H I 2 ~ 424/565 ~ 149) zur 
Vornotenbildung er~orb;n wurden, 
gelten als Teilklausuren für StuP. 
Entsprechendes gilt für die im Rah­
men einer Kompaktprüfung erbrach­
ten Leistungsnachweise. Der An­
spruch -auf Vornotenbildung kann bis 
zum ... wahrgenommen werden. 

Anzahl der Klausuren und Klausur­
stunden für KomP. und StuP., ent­
sprechend dem im Fachbereich Wirt­
schaftswissenschaften praktizierten 
Curriculum (Stand: Sommersemester 
1972) 

KomP.: Anzahl Anzahl 
Gegenstand der der 
der Prüfung Klau- Klau-

suren surstd. 

Grundzüge der BWL 1 4 
Grundzüge der VWL 1 4 
Grundzüge der wirt-
schaftlich relevanten 
Teile des Rechts 1 4 
Grundzüge 
der S ta tistik 1 4 
Mathematik für WIWI 1 4 
Technik 
des Rechnungswesens 1 4 

Summe: 6 24 

StuP. : Anzahl Anzahl 
Gegenstand der der· 
der Prüfung Klau- Klau-

suren surstd. 

Grundzüge BWL: 
Einführung 
lnv. + Fin.-Theorie 1 2 
Prod. + Abs.-Theorie 1 2 
Un ternehmens-
rechnung 
(Bilanzen + Kosten) 1 2 
Grundzüge VWL: 
Einführung 
Mikrotheorie 1 2 
Makrotheorie 1 2 
Grundzüge Statistik : 
Stat. I 
(Methodenlehre) 1 2 
Sta t. II 
(bevölk. + Wi.-Stat.) 1 2 
Mathematik: 
Lineare Algebra 1 2 
Analysis 1 2 ' 
Grundlagen 
Rechn ungswesen: 
Einzelwi 
(B uchhaltung) 1 2 
Gesamtwirtseh. ReWe 1 2 
Recht: 1 4 

Summe: 12 26 
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Ab 1.4.72: Zahnarztbehandlung ' 
auf Krankenschein 
Die Zahnarztbehandlung auf Kran­
kenschein ist seit dem 1. April für 
Studierende in Hessen möglich, denn 
zu diesem Zeitpunkt trat ein entspre­
chender Vertrag der hessischen Stu­
dentenwerke mit der kassenärztli­
chen Vereinigung in Kraft. 
Bislang noch mußte der Student bei 
einer zahnärztlichen Behandlung ei­
nen Großteil der Kosten selbst tra­
gen. Nach dem neuen Vertrag über­
nimmt die Studenten-Krankenver­
sorgung die vollen Kosten der allge­
meinen konservierenden und chirur­
gischen zahnärztlichen Behandlung, 
während die Zahnärzte an den Tarif 
gebunden sind. Diese Regelung, die 
für die Studenten eine erhebliche 
Verbesserung darstellt, bringt ande­
rerseits für die SKV eine wesentliche 
Kostensteigerung mit sich. 
Bereits im Sommersemester 1971 hatte 
das Studentenwerk vorsorglich den 
Antrag gestellt, den Beitrag für die 
Krankenversicherung innerhalb des 

Abrechnungsmodus bis 31. März 1972 

allgemeinen Sozialbeitrags von 
48 DM auf 60 DM zu erhöhen, Als es 
ihm nicht gelang, einen entsprechen­
den Beschluß im Studentenparlament 
herbeizuführen, teilte es dem Kultus­
minister mit, daß es nicht mehr in der 
Lage sei, ohne Beitragserhöhung für 
die Gesundhei.t der Studierenden 
ausreichend zu sorgen. Zum Sommer­
semester 1972 hat der Kultusminister 
im Rahmen der Rechtsaulsicht den 
Beitrag zur studentischen Kranken­
versicherung um 12 DM erhöht. 
Nachstehf'nd veröffentlichen wir eine 
Gegenüberstp11ung der bishe>rigen 
Kosten für die Zahnarztbehandlung 
und der Kosten nach der Vertragsre­
gelung. Daraus wird ersichtlich, daß 
der Studierende nun bei der allge­
meinen konservierenden und chirur­
gischen zahnärztlichen Behandlung 
ebenso gesichert ist wie der pflicht­
versicherte Arbe>itnehmer, die Ko­
stensteigerung der Studenten-Kran­
kenversicherung aber erheblich ist. 

(ohne Vertragsregelung - nur Privatbehandlung) 

Rechnungs- SKV- Anteil des 
Fall summe Anteil Studierenden 

Nr.1 252,50 DM 119,- DM 133,50 DM 
Nr,2 36,- DM 12,- DM 24,- DM 
Nr.3 213,- DM 101,- DM 112,- DM 

Abrechnungsmodus ab 1. April 1972 
(nach Vertragsregelung - nur auf Zahnbehandlungsschein) bei gleicher 
Leistung des Zahnarztes 

Rechnungs- SKV- Anteil des SKV -Kosten-
Fall summe Anteil Studierenden steigerung 

Nr. 1 183,26 DM 183,26 DM (j) 54 °/0 
Nr.2 18,48 DM 18,48 DM (j) 54 Dlf) 

Nr.3 155,54 DM 155,54 DM (j) 54 Ofo 

Auszug aus dem 
Leistungsverzeichnis 
2. Allgemeine konservierende und 
chirurgische zahnärztliche Be­
handlung 
Kostenfreie allgemeine kOhservie:.: '" 
rende uQct chirurgische_ Beha.n.d­
lung durch einen zugelassenen 
Zahnarzt auf Zahnbehandlungs­
schein. Honorierung in jedem Fall 
nach Einzelleistungen. Da -heute 
fast alle Zahnärzte zugelassen 
sind, besteht praktisch freie Zahn­
arztwahl. Die Gebühr für den 
Zahnbehandlungsschein beträgt 
1 DM. Er gilt für ein Kalender­
vierteljahr. Zuschüsse für Zahn­
ersatz werden gemäß Ziffer 7 ge­
währt. 

7. Zahnersatz, Zahnkronen, Stift­
zähne 

Ausstellung 
Vom 26. April bis 20. Mai 1972 findet 
in der Frankfurter Stadt- und Uni­
versitätsbibliothek eine Buchausstel­
lung über Sardinien statt. Veranstal­
ter si'nd unter Mitwirkung der 
D.e.\.Üf:\ch.-I~1jlh~:n.isch~fl .' :~ereinigung 
e. V. Frankfurt, die Universität Ca­
giiari imtl·tl'i'e'UI'l'ive'tsWtt:.. Frankfurt. 
Die im Katalog erfaßten Bücher sind 
zum Teil Bestand dei' Stadt- und 
Universitätsbibliothek, zum Teil von 
der Universität Cagliari für diese 
Ausstellung zur Verfügung gestellt 
worden. Nach Beendigung der Aus­
stellung verbleibt auch dieser Teil in 
Frankfurt als Geschenk 'der Univer­
sität Cagliari. Somit wird hier im 
Zentrum der Bundesrepublik ein,e 
Spezialsammlung über Sardinien ins 
Leben gerufen. 

UNI-REPORT 

Zur Diskussion 
über den ,Fall Dr. Mausbach' 
Der Arzt Dr. Hans Mausbach hatte im letzten Jahr im Anschluß an Äu­
ßerungen von ihm in der Fernsehsendung "Halbgott in Weiß" und damit 
verbundenen Auseinandersetzungen mit seinem damaligen Arbeitgeber 
seinen Arbeitsplatz. verloren. Er hatte sich danach um eine Stelle in den 
Universitätskliniken beworben. Nachdem eine erste Bewerbung zu­
nächst abgelehnt worden war, kam es zu intensiven Verhandlungen, in 
denen erreicht werden konnte, daß Dr. Mausbach einen Vertrag mit den 
Universitätskliniken erhielt, der ihm seine Weiterbildung zum Facharzt 
für Chirurgie, die kurz vor dem Abschluß stand, ermöglichen sollte. Dr. 
Mausbach erhielt den üblichen Vertrag für Ärzte, die in der Facharzt­
weiterbildung stehen, der vorsieht, daß nach Beendigung der Facharzt­
weiterbildung und der damit verbundenen Anerkennung als Facharzt 
das Arbeitsverhältnis endet und kein Anspruch auf eine Weiterbeschäf­
tigung als Facharzt in den Kliniken besteht. Diese Regelung entspricht 
der allgemein üblichen Regelung bei Ausbildungsverträgen. Nachdem 
Dr. Mausbach zum Ende des Jahres seine Facharztanerkennung erhal­
ten hatte, war klar, daß sein befristetes Arbeitsverhältnis, das am 
14. Januar 1972 endete, nicht automatisch verlängert werden würde. Dr. 
Mausbach wandte sich Anfang Januar an den Dekan des Fachbereichs 
und bat um eine Unterredung wegen einer möglichen Fortsetzung seines 
Arbeitsverhältnisses. Gleichzeitig informierte er die Presse dahinge­
hend, daß sein Arbeitsverhältnis gekündigt worden sei. Die Pressestelle 
hat in einer Sonderausgabe des UNI-REPORT vom 25. Januar 1972 auf 
Grund von Presseerklärungen des Dekans eine Richtigstellung veröf­
fentlicht. Dr. Mausbach nahm diese Veröffentlichung zum Anlaß von 
der Pressestelle zu fordern, zu den Vorgängen um seine Person Stellung 
zu nehmen. 

dung "Halbgott in Weiß". Es wird 
für einen leitenden Arzt keine 
leichte Entscheidung sein, durch 
meine Einstellung in seiner Klinik 
das Votum dieser einflußreichen 
Gesellschaft und der Standesorga­
nisationen zu mißachten. 

Das Frankfurter Arbeitsgericht 
hat nach-Einsicht in die Beweise 
die in der Sendung vorgetragene 
Kritik als subjektiv wohlgemeint 
und objektiv wahr gewertet. Die 
alarmierenden Meldungen über 
den Einfluß der Pharmaindustrie 
auf Forschung und Lehre der Me­
dizin im Sinne ihrer Profitinteres­
sen häufen sich. § 6 des Gesetzes 
über die Universitäten des Landes 
Hessen vom 12. Mai 1970 besagt: 
"Alle an Forschung und Lehre be­
teiligten Mitglieder und Angehöri­
ge der Hochschulen haben die ge­
sellschaftlichen Folgen wissen­
schaftlicher Erkenntnis mitzube­
denken. Werden ihnen Ergebnisse 
der Forschung, auch außerhalb 

Antwort auf eine Sonderausgabe 
des UNI-Reports vom 25. Januar 
1972: 

"Richtigstellung zum Fall Dr. 
Mausbach" 
Der Dekan des Fachbereichs Hu­
manmedizin hatte am 12. März 
1971 meine Einstellung im Klini­
kum wegen meiner Kritik in der 
Sendung "Halbgott in Weiß" zu­
nächst abgelehnt. Damals hatten 
Assistenten und Studenten des 
Fachbereichs Humanmedizin die 
Ablehnung der Einstellung verur­
teilt und dem Dekan vorgeworfen, 
er setze nur die Argumentation 
der ärztlichen Standesorganisatio­
nen fort. Als ich mich am 25. April 
1971 erneut um Einstellung be­
warb, verlangte der Dekan eine 
Wohlverhaltenserklärung. Ich 
lehnte das ab und erreichte mit 
dem Beistand meiner Gewerk­
schaft (ÖTV) die Einstellung zu 
den normalen Einstellungsbedin­
gungen. 
Es ist richtig, daß iCh damals dar­
auf . drängte, die durch Arbeitslo­

. si~ai.t . ;t+J;l,terproc,b.e,ne , :ra,~);l~usQil­
dung fortsetzen zu könne,n. Als ich 
dann aber den vieldiskutierten be­
fristeten Arbeitsvertrag unter 
dem Druck der Arbeitslosigkeit 
und - um den Anschluß an die 
Berufspraxis nicht völlig zu ver­
lieren - unterschreiben mußte, 
habe ich in einem Schreiben an 
den hessisehen Ministerpräsiden­
ten vom 6. Juli 1971 zu bedenken 
gegeben: "Dieser Vertrag kann 
mir zwar die Möglichkeit geben, 

des Bereichs der Hochschulen, be­
meine Fachausbildung zu been- kannt, die zu begründeten Beden­
den, er gibt mir aber nicht die ken Anlaß geben, sind sie ver­
Chance, meinen Beruf unter den pflichtet, darüber öffentlich zu in­
gleichen Bedingungen wie jeder formieren." Ich bin der Meinung, 
andere auszuüben. Tatsächlich daß über die Informationsver­
unterbricht er lediglich den Zu- pflichtung hinaus auch der Ent­
stand der Arbeitslosigkeit für 3 stehungsmechariismus wissen­
bzw. 6 Monate. Dieser Vertrag schaftlicher Erkenntnis offenge­
führt zum Ausgangspunkt der legt werden muß. Im Fachbereich 
Auseinandersetzungen zurück, heißt das, claß die · Kritik dort 
sanktioniert indirekt die Maßre- nicht haltmachen darf, wo die 
gelung und belastet mich im Ar- Verwertungsinteressen der Phar­
beitsprozeß." maindustrie den wissenschaftli­
Seit dem 15. Januar 1972 bin ich ehen Aufgaben der Ärzte und den 
auf dem Frankfurter Arbeitsamt Bedürfnissen und Rechten der 
erneut als arbeitslos gemeldet. Ich Kranken off~nba~ entgegenstehen. 
habe, wie üblich, die Zentralstelle Meine chirurgischen Kollegen im 
für Arbeitsvermittlung gebeten, Klinikum haben sich mit 28 von 34 
mir einen Arbeitsplatz nachzu- Stimmen für die Weiterbeschäfti­
weisen. Außerdem habe ich mich 
bei einer Reihe von Krankenhäu- gung eingesetzt. 202 Arbeitskolle-

gen im Klinikum haben sich durch 
sern beworben. Beides bisher ohne Unterschrift ebenfalls dafür aus­
Erfolg. Vor einem halbe.n Jahr gesprochen. Die klinische Qualifi­
war ich in der gleichen Lage. Da- kation wird durch die soeben aus­
mals hatte die Zentralstelle für gesprochene Facharztanerken­
Arbeitsvermittlung festgestellt, nung erneut bestätigt. Eine Liste 
daß im gesamten .F~ankfur~er fachbezogener Publikationen, die 
Raum tro.tz n.achwelshch frel~r mein Interesse an Forschung und 
Stellen ~elI~ leItender .A~zt, beE!:!lt . Lehre bezeugen, liegt vor. Unter 
war, mlCh. .'IHI.Ch:'''"a-er- Sen~l1n-g ~ diesen Bed'irrgungedwütde"tlel' ~r~ 
"Halbgott m WeIß ~och emzu- neute Verlust des Arbeitsplatzes 
stellen .. Dem ~ekan 1st be~annt, . einer Fortsetzung der politischen 
daß dIe heSSlSC?e Landesarzt~- Diskriminierung gleichkommen. 
kammer gegen mlCh und gegen el- .. 
nen anderen im Klinikum be- "Jedermann hat das Recht, seine 
schäftigten Arzt wegen des Ver- Meinung frei und öffentlich zu äu­
dachts eines Berufsvergehens er- ßern. Dieses Recht darf auch nicht 
mittelt und daß ich, unter großer durch ein Dienstverhältnis be­
Anteilnahme der Öffentlichkeit, schränkt werden, und niemand 
aus der Deutschen Gesellschaft darf ein Nachteil widerfahren, 
für Chirurgie ausgeschlossen wor- . wenn er es ausübt." (Art. 11, Hess. 
den bin - beides wegen der Sen- Verf.) Hans Mausbach 

Zu den Kosten für Zahnersatz 
(Zahn-, Platten- und Brückener­
satz) sowie Zahnkronen und Stift­
zähne wird ein Zuschuß auf An­
trag gewährt. In ihrem eigenem 
Interesse bitten wir, uns den vom 
Zahnarzt ausgefertigten Kosten­
voranschlag vorher vorzulegen. 

Ein offener Brief Achten 
Sie auf 
Reihe 
Hanser 

Gary Snyder, Maya 
Band 85.DM 6.80 

Jorge Luls Borges, 

Im einzelnen werden folgende Zu­
schüsse einschließlich etwaiger 
Vorarbeiten (Röntgenkosten usw.) 
gezahlt: 
a) für Plattenersatz 50'prozent der 
einfachen Sätze der Gebührenord­
nung für Zahnärzte vom 18. März 
1965; 
b) für eine Stahl platte 50,00 DM 
c) für Stahlbügel, geboget:l, je 

25,00 DM 
d) für einen Stahlbügel gegossen 

35,00 DM 
e) je Brückenglied, Zahnkrone, 
Stiftzahn oder überkronten Klam­
merzahn 25,00 DM 
f) für herausnehmbaren Zahner­
satz außer den o. a. Sätzen für 
Platten oder Bügel pro Zahn 

7,50 DM 
g) außer den vorgenannten Erstat­
tungssätzen sind folgende Lei­
stungen bei Reparaturen 
50 Prozent der einfachen Sätze der 
Gebührenordnung für Zahnärzte 
vom 18. März 1965 - erstattungs­
pflichtig: 24 a, 24 b, 89, 90, 94, 95 a, 
95 b, 95 e. 
Bei Folgen einer Schädigung im 
Sinne der BVG/SVG ist für Zahn­
ersatz, Zahnkronen und Stiftzäh­
ne, abis g, das Versorgungsamt, 
bei Berufsunfällen und Berufs­
krankheiten die Berufsgenossen­
schaft zuständig. 
Das Leistungsverzeichnis ist bei 
der Studenten -Krankenversor­
gung Frankfurt am Main, Bocken­
heimer Landstraße 14 b, erhält- . 
lieh. Sprechstunden sind zwischen 
9 und 12 Uhr. 

Die Assistenzärzte in der Psychiatri­
schen und Neurologischen Klinik der 
Universität Frankfurt haben in einer 
Vollversammlung ohne Gegenstimme 
einen offenen Brief an Herrn Leppert, 
Redakteur der Frankfurter Rund­
schau, beschlossen, in dem Sie die Dar­
stellung der Psychiatrischen und Neu­
rologischen Klinik in einer Artikel­
serie der Frankfurter Rundschau 
scharf kritisieren. Herr Leppert habe 
den Eindruck erweckt, daß die Ärzte 
dieser Klinik nicht fähig und wiÜens 
seien, eine "progressive" Psychiatrie 
zu betreiben. Zwar bliebe es eine Ge­
schmacksfrage jedes einzelnen Arz­
tes, Herrn Leppert darauf zu antwor­
ten, eine Reihe von systematisch wie­
derholten falschen Behauptungen 
über die Behandlungsmöglichkeiten 
psychisch Kranker verlange aber eine 
Richtigstellung. 
Der Vorwurf, die Patienten würden 
nur mit' Psychopharmaka behandelt, 
ohne daß eine Heilung erzielt werde, 
wird zurückgewiesen. Die Assisten­
ten schreiben, daß ihre Klinik in 
erster Linie der Versorgung psychia­
trischer NoWHle diene. Diese Patien­
ten müssen mit vorwiegend hochwirk­
samen Psychopharmaka - nicht mit 
Librium - wie es in dem Bericht der 
Frankfurter Rundschau hieß, behan­
deI t werden. Tatsächlich seien psycho­
therapeutische Behandlungen und 
wirksame soziotherapeutische Maß­
nahmen bei psychotischen Patienten 
in großem Umfang erst mit dem Ein­
satz der modernen Psychopharmaka 
möglich geworden. Die Assistenten 
weisen' Herrn Leppert auf zwei lVjjß­
verständnisse hin. Psychopharmaka 
und psychotherapeutische Behand­
lung schließen sich nicht aus, viel-

mehr ergänzen sich beide Behand­
lungsverfahren häufig. Wörtlich heißt 
es: 

"Sie vermischen neurotische und psy­
chosomatische Erkrankungen (bei 
denen in der Tat psychotherapeuti­
sche Behandlungsmaßnahmen an 
erster Stelle stehen) mit Psychosen 
(manisch-depressive Krankheit, Schi­
zophrenie ete.). Der Schwerpunkt un­
serer Arbeit liegt jedoch in der Be­
handlung von Psychosekranken, die 
zumindest in ihrer akuten Phase in 
erster Linie einer medikamentösen 
Behandlung bedürfen." 

Abschließend weisen die Assistenten 
darauf hin, daß sie sich immer sehr 
energisch - auch in der Öffentlich­
keit - für die Verbesserung der' Be­
handlungsmöglichkeiten von psy­
chisch Erkrankten eingesetzt haben. 
"Sie und unsere Patienten können 
sicher sein, daß wir - die Assisten­
ten - uns weiter konsequent für die 
überwindung der ,noch bestehenden 
Mängel in der psychiatrischen Ver­
sorgung einsetzen werden." Dies sei 
aber nur bei erheblichen finanziellen 
Opfern der Gesellschaft möglich. Von 
daher bedauern die Assistenten um 
so mehr, daß die Darstellung der Ver­
sorgungsproblematik psychisch Kran­
ker nicht richtig erfolgt sei. Undiffe­
renzierte Darstellungen in der Presse 
würden den Betroffenen nur schaden. 
Der Direktor der Psychiatrischen und 
NeurologischenUniversitätsklinikund 
der Vorstand des Universitätsklini­
kums haben ihre volle übereinstim­
mung mit dem Inhalt des Schreibens 
erklärt. . 

Für die einzelnen Abteilupgen der 
Psychiatrischen und Neurologischen 
Klin* haben insgesamt 38 Assistenz­
ärzte diesen Brief unterschrieben. 

David Brodies Bericht 
Erzählungen. Band 86. DM 5.80 

Boris AfVatov, 
Kunst und Produktion 
Entwurf einer prole~risch­
avantgardistischen Asthetik/ 
1921-1.930. Band·87. DM 7.80 

Miladin Zivotic, 
Pr:oletarischer Humanismus 
Studien. über Mensch, Wert und 
Freiheit. Band 88. DM 9.80 

Gerhard Zacharias (Hrsg.), 
Das Böse 
Dokumente lind Interpretationen. 
Band 89, Ca. DM 6.80 

Marquis de Sade: 
Der Greis In Charenton 
Letzte Aufzeichnungen und 
Kalkulationen.. ' 
Band 90: Ca. DM 5.80 

Vladimir Kazakov, 
Meine Begegnungen 
mit Vladimir Kazakov 
Prosa Band 91. Ca. DM 5.80 

Alfred Jarry, 
Der Alte vom Berge 
Gedichte, Dramen, Prosa 
Band 92. Ca. DM 5.80 

Joachlm SteHen u.a., 
Fetisch Eigentum 
Wie privat sind Grund und 
Boden? Band 93. Ca. DM 5.80 

Hans Horst Henschenl 
Reinhard Wetter, 
Anti-olympia 
Ein Beitrag zur mutwilligen 
Diffamierung und öffentli chen 
Destruktion der Olympischen 
Spiele und anderer Narreteien. 
Band 94. Ca. DM 6.80 

Horst Bienek, 
Solschenizyn und andere 
Essays. Band 95. Ca. DM 5.80 

Walter Fabian (Hrsg.), 
Plädoyers für eine Europä. 
Ische Sicherheitskonferenz 
Band 96. Ca, DM 5.80 

In jeder Buchhandlung oder 
d i re~t vom earl Hanser Verlag, 
8 Munchen 86, erhalten Sie den 
ausführlichen Sonderprospekt. 
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Personalien 
Rechtswissenschaften 
Prof. Dr. Adalbert Erler (Seminar für 
deutsche Rechtsgeschichte) wurde 
emeritiert. 

Dr. iur. Norbert Horn hat sich im 
Fachbereich Rechtswissenschaften 
habilitiert. 

Wirtschaftswissenschaften 

Dr. Hans Arno Horn wurde zum Pro­
fessor H 4 (Didaktik der Grundschu­
le) ernannt. 

Prof. Dr. Richard Meier (bisher Päd­
agogische Hochschule Berlin) wurde 
zum Professor (H 2) ernannt. 

Psychologie 
Prof. Dr. A. Lorenzer wurde zum 
Professor H 4 an tier Universität Bre­
men ernannt. 

Prof. Dr. Werner Meißner, Seminar 
für Voikswirtschaftslehre, war im 
März 1972 zu Vorträgen über Ökono­
metrie und Politische Ökonomie am Philosophie 
Statistischen Institut und am Institut Prof. Dr. Josef Simon wurde zum 
für Nationalökonomie der Universi- Professor an der Universität Tübin­
täten Göteborg und Uppsala, Schwe- gen ernannt. 
den, eing~laden. .' . t I r ,L\"i.~~... i. "cH)st~r"," t. 

Dr. j~ahlm Ni~dei'eiehh~iJ.z" ~~;de G~'Jffltt~SWIf§Sll j::1j.A-tteo' 
zum Professor (H 3) ernannt. Prof. Dr. G. Smolla und Dr. M . . Kor~­

mann nahmen am VII. Panafnkam­
sehen Prähistorikerkongreß in Addis 
Abeba, Äthiopien, teil und hielten 
dort Referate. 

Dr. Hartrnut Kreikebaum (bisher 
Universität Köln) wurde zum 'Profes­
sor H 4 (Betriebswirtschaftslehre, 
insbesondere Industriebetriebslehre) 
ernannt. 
Prof. Dr. Kurt Bohr hat einen Ruf auf ; 
einen ordentlichen Lehrstuhl für Be­
triebswirtschaftslehre an der Univer­
sität Regensburg erhalten. 
Prof. Dr. Adolf Blind (Statistik) wur­
de emeritiert, 
Dr. Helmut Laux H 4 (bisher Dozent 
an der Ruhr-Universität Bochum) 
wurde zum Professor (Betriebswirt­
schaftslehre) ernannt. 

Gesellschaftswissenschaften 
Dr. phil. Walter Euchner ,ist zum or­
dentlichen Professor für Politikwis­
senschaft an der Universität Göttin­
gen ernannt worden. 

Erziehungswissenschaften 
Dr. Karl Lingelbach wurde zum Pro­
fessor H 4 (Pädagogik) ernannt. 

Dr. Helga Gesche hat sich im Fachbe­
reich Geschichtswissenschaften habi­
litiert. 

Klassische Philologie und Kunstwis­
senschaften 
Dr. G. Urban wurde zum Professor 
(H 2) ernannt. 

Dr. Rainer Alsheimer hält im Som­
mersemester eine, Unterrichtsveran­
stal tung "Einführung in die, Praxis 
der wissenschaftlichen Dokumenta­
tion" (FR 16-181!hr, verlegbar). 

Physik 
Dr. Rainer Dreizier (bisher Universi­
ty of Pennsylvania) wurde zum Pro­
fessor H 4 (Theoretische Physik) er­
nannt. 

Dr. phil. nato Jörg Kummer hat sich 
im Fachbereich Physik habilitiert. 

10 Prozent mehr Studenten 
Etwa 10 Prozent mehr Studenten als im Sommersemester waren im Win­
tersemester 1971/72 an der Frankfurter Universität eingeschrieben. Mehr 
als die Hälfte der Studenten studierte in den vier größten Fachber~ichen 
Neuere Philologien (3521), Wirtschaftswissenschaften (2~65), Rech~swlssen­
schaften(1970) und Hum~nmedizin ~1713). Nachstehend eme überSIcht, auf­
geteilt nach den neunzehn FachbereIchen: 

Zahl der Studenten, aufgegliedert nach der 1. Fachrichtung 
Fachbereich 
1 Rechtswissenschaften . 
2 Wirtschaftswissenschaften 
3 Gesellschaftswissenschaften 
4 Erziehungswissenschaften 
5 Psychologie . 
6 Religionswissenschaften 
7 Philosophie . 
8 Geschichtswissenschaften 
9 Klassische Philologie . 

10 Neuere Philologien . . . . . . . . . . . 
11 Ost- und außereuropäische Sprach- und Kulturwissenschaften 
12 Mathematik 
13 Physik . 
14 Chemie. 
15 Biochemie und Pharmazie 
16 Biologie 
17 Geologie 
18 Geographie, 
19 Humanmedizin 

Summe. . . . . 
Gasthörer (davon Deutschkurs 214) 
Zusammen 
Beurlaubte . 
Zusammen. 

1970 
2565 
1409 
1299 

328 
148 
269 
506 
511 

3521 
152 

1161 
469 
553 
334 
656 
119 
283 

1713 
17966 

525 
18491 

496 
18987 

Dr. rer. nato Joachim Hesse hat sich 
im Fachbereich Physik habilitiert. 

Prof. Dr. Werner Scheid (Theoreti­
sche Physik) war im Februar/März 
Gastprofessor an der UI).iversity of 
North Carolina. 

PrQf. Dr. Walter Greiner (Theoreti­
sche Physik) war im Februar/März 
Gast am National Bureau of Stan­
dards in Washington D.C. Er hielt 
Vorträge an der Duke University, der 
University of Tennessee, der Univer­
sity of Virginia, der Catholic Uni ver­
sity, der SUNY at Stone Brook und 
der Yale University. Er wurd~ zur in-

-tct.fiati<!U'l.al:en ' l&onferenz ,über ',;Open 
Problems in Nucleat Structur€J' vom 
12. bis 14, Ma~ in Manchester eingela­
den, um einen Hauptvortrag über 
"Quantum Electrodynamics of Strong 
Fields" zu halten~ 

Dr. phil. nat. Christian Toepffer hat 
sich im Fachbereich Physik habili­
tiert. Vom 15. bis 17. März nahm er an 
der International Conference on Hea­
vy Ion Reactions in Argonne (USA) 
teil. Er hielt einen Vortrag über 
"Multinukleon -Transfer-Reactions". 

Biochemie und Pharmazie 
Prof. Dr. H. Loth hat einen Ruf auf 
den Lehrstuhl für Pharmazeutische 
Technologie ~ an der Universität des 
Saarlandes erhalten. 

Geowissenschaften 
Dr. Hans Erich Reineck wurde die 
Bezeichnung Honorarprofessor an 
der Johann-Wolfgang-Goethe-Uni­
versität verliehen. 
Prof. Dr. Rolf Schroeder (Geologisch­
Paläontologisches Institut) hielt am 
21. März 1972 im Departamento de 
Estratigrafia der Universität Madrid 
auf Einladung von Prof. C. Virgili ei­
nen Vortrag über "Las Orbitolinas de 
Espafia y su valor estratigrafico". 

Geographie 
Dr. Klaus Wolf (bisher Universität 
Erlangen) wurde zum Professor H 4 
(Kulturgeographie und Länderkunde) 
ernannt. 
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Zur Diskussion gestellt 
Pluralismus, neu verstanden 

Bei der Diskussion um die Demo­
kratisierung der Hochschule er­
scheint es der KRITISCHEN 
UNION - RCDS nur Sinnvoll, 
vom Begriff der repräsentativen, 
pluralistischen Demokratie aus­
zugehen. Denn die von radikalen 
Gruppen gestellte Forderung nach 
Beteiligung aller Betroffenen an 
allen Entscheidungen, die man als 
Ziel der direkten Demokra tie 
(Fundamental- bzw. Radikal­
demokratie) bezeichnet, hat sich 
wegen ihrer Unverwirklichbar­
keit folgerichtig in den über­
höhten Anspruch elitärer Kader, 
allein das "richtige Bewußtsein" 
zu besitzen, verwandelt. Die Viel­
falt dieses "richtigen Bewußt­
seins" ·aber stellt nicht die Grund­
lagen unseres Gesellschafts­
systems in Frage, sondern be­
stätigt sie. 
Legitimationsgrundlage pluralisti­
scher Wissenschaft und Demo­
kratie ist: 

1. Anerkennung der Tatsache, 
daß die Richtigkeit bzw. Un­
richtigkeit von Normen und 
Werten unbeweisbar ist. 
Normen sind wie Axiome in der 
Mathematik, man kann auf ihnen 
mit logischer Methodik Beweise 
aufbauen, sie selbst entziehen sich 
aber der Beweisbarkeit. Im poli­
tischen und moralischen Bereich 
sind Normen und Grundwerte 
letztlich existentielle Entscheidun­
gen. Das, was für den einzelnen 
der Sinn seines Lebens ist, kann 
von keinem andern weder als 
richtig noch als falsch im Sinne 
einer rationalen Diskussion nach­
gewiesen werden. 
Daraus folgt: Gewissensfreiheit, 
Pluralismus von Religionen, Kon­
fessionen und Weltanschauungen, 
die ihrerseits Pressefreiheit, Ko­
alitionsfreiheit von Parteien und 
Verbänden begründen und er­
möglichen. 
Ziel: Toleranz aus Achtung vor 
der Überzeugung des andern, 
auch des Gegners. Diese Toleranz 
bedeutet nicht, daß man selbst 
keine überzeugung hat und auch 
nicht, aaßrnam-. .. nioo'e· v~Fsuciht, 
and~n~ fi.l.1i ,sie , zu ,gäw.JIihen ;., ap~r 
in Anbetracht der Unbeweisbar­
keit des Wertsystems, das ihr zu­
grunde liegt, und der Unmöglich­
keit, alle anderl1 überzeugen zu 
können (siehe "Welt"-revolution), 
respektiert man die des andern 
und sein Recht, sie zu vertreten. 
2. Anerkennung der Tatsache, daß 
alle Menschen unvollkommen und 
in bezug auf Charakter und Inter­
essen sehr ungleichartig, als Men­
schen jedoch gleichwertig sind. 
Daraus folgt: Mißtrauen gegen­
über jeder Verabsolutierung von 
Menschen und menschlichen Ver­
hältnissen, Skepsis gegenüber 
jeder Selbstverherrlichung und 
Verteufelung anderer. 

Ideen, die vom konkreten Men­
schen abgelöst, verabsolutiert 
werden, führen letztlich zur 
Rechtfertigung von lebensge­
fährdenden Unmenschlichkeiten. 
Man betrachte einmal unter die­
sem Aspekt die "Säuberungs­
aktionen" in totalitären Systemen. 
Positiv'ausgedrückt bedeutet diese 
Skepsis: Recht auf Kritik. 

Ziel: Demokratie, verstanden als 
System gegenseitiger Anerken­
nung und gegenseitiger Kritik. 
Anmerkung: Aus Punkt 1 und 2 
folgt unter anderem auch, daß es 
ein "objektives Interesse . der 
Studentenschaft" oder "der Ar­
beiterschaft" nicht geben kann. 

Dialektischer Realismus 
Der dialektische Realismus ist, 
wie ich meine, Basis der repräsen­
tativen, pluralistischen Demo­
kratie und eine echte Antwort auf 
die Herausforderung des Idealis­
mus und Materialismus radikal­
linker Prägung. Dialektisch nenne 
ich diesen Realismus deshalb, weil 
das auf ihn aufbauende demo­
kratische System eine Infrage­
stellung der jeweils Herrschenden 
ermöglicht: 
a) durch die institutionalisierte 
Opposition, 
b) durch die Beschränkung der 
Macht auf Zeit, 
c) durch die Möglichkeit der Ab­
wahl. 
"Ich bin dafür, weil ich dagegen 
sein kann." Wenn also Radikale 
den Pluralismus angreifen, ent­
ziehen sie sich selbst die Basis 
ihrer Berechtigung als politische 
Gruppe. 

Realistisch bezeichne ich die Legi­
timationsbasis der Demokratie 
deshalb, weil ich ihre Methode 
zur annähernden Erreichung der 
obengenannten Ziele bei . der 
Manipulierbarkeit unserer mensch­
lichen Natur (siehe Vollversamm­
lung usw.) für die einzig wirk- . 
same halte. In einem demokrati­
schen System wird diese Schwäche 
nicht geleugnet, sondern von 
vornherein mit einbezogen. 
Repräsentation· soll als Delegation 
von Entscheidungsbefugnis ver­
standen werden und nicht als 
imperatives Mandat, das die 
Bindung des gewählten Ver­
treters an die genauen Anweisun­
gen seiner Wähler bedeutet. 
Repräsentation und Pluralismus 
verschiedener Machtgruppen, die 

' zusammen,. ein , Sy~tem gegen­
' seitiger Kontrolle durch gegen­
seitige Abhängigkeit (konkurrie­
render Oligarchien also) bilden, 
sind die realistischen Mittel der 
Demokratie, die Diktatur einer 
Gruppe zu verhindern und die 
freie Wahl zwischen Alternativen 
zu ermöglichen. 

Die wechselseitige Kontrolle ist 
nicht nur auf die Fairneß der ver­
schiedenen Gruppen angewiesen, 
sondern entspringt dem jeweili­
gen Gruppenegoismus, dem Be­
dürfnis, sich selbst als gut und die 
andern als schlecht anzuprangern. 
Durch die Existenz verschiedener 
Gruppen relativieren sich deren 
Verabsolutierungsversuche von 
selbst. In diesem Sinn gilt es, auf 
allen Ebenen unserer Universität, 
Alternativen zu schaffen. Toleranz 
und Demokratie sind nur dann ge­
währleistet, wenn starke, demo­
kratische Gruppen die Diktatur 
radikaler Minderheiten verhin­
dern und der Hochschulöffent­
lichkeit alternative Lösungsvor­
schläge anbieten. 

Ingeborg Oesch (KU -reds) 

Unter diesem Titel veröffentlicht UNI-REPORT Beiträge von Universi­
tätsangehörigen zu unterschiedlichen Themen. Auswahlkriterium ist 
dabei nicht in erster Linie Inhalt und Qualität der Beiträge, sonderll 
die Frage, ob die Autoren ein berechtigtes Interesse daran haben, ihre 
Meinung einer breiteren Öffentlichkeit darzustellen, oder ob die Öffent­
lichkeit erhebliches Interesse daran hat, Meinungen und Argumenta­
tionen der Autoren kennenzulernen. 
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Entwurf für Bayerisches Hochschulgesetz vorgelegt 
dpa - Die von der CSU geführte bayerische Regierung nimmt jetzt zum 
dritten Male innerhalb von sechs Jahren einen Anlauf zur Entwicklung 
eines bayerischen Hochschulgesetzes. Nachdem Ende März durch eine Ver­
öffentlichung der SPD schon Einzelheiten bekanntgeworden waren, legte 
Kultusminister Prof. Dr. Hans Maier am Mittwoch letzter Woche in 
München offiziell den Vorentwurf seines Hauses für ein bayerisches Hoch­
schulgesetz vor. Der Entwurf wurde den Universitäten zugeleitet, die bis 
zum 26. Mai Stellung dazu nehmen sollen. Der Text soll dann nach den 
Worten des Kultusministers noch einmal geprüft und verändert und an­
schließend den anderen Ministerien zugeleitet werden. Prof. Maier äußerte 
die Hoffnung, daß der Ministerrat den Entwurf noch Ende des Sommer­
semesters verabschieden werde, so daß die parlamentarischen Beratungen 
im Herbst stattfinden könnten. Eine Entscheidung werde aber nicht übers 
Knie gebrochen. 

Studenten und nichtwissenschaftIi­
ches Personal aufgeteilt. 
Hauptaufgabe der Fachbereiche soll 
die Durchführung des Unterrichts 
und der Heranbildung des wissen­
schaftlichen Nachwuchses sein. Der 
Versammlung, die über die Satzung 
der Universität zu beschließen und 
ihren Präsidenten bzw. den Vorsit­
zenden des Präsidialkollegiums zu 
wählen hat, gehören maximal 159 
Mitglieder an. Die Gruppen sind nach 
einem 6:1:1:2 :1-Schlüssel vertreten. 
Der Senat hat unter anderem die 
Aufgabe, die von der Hochschule zu 
erlassenden Rechtsvorschriften zu 
beschließen. Ihm gehören der Vorsit­
zende des Präsidialkollegiums der 
Universität, die Vizepräsidenten bzw. 
die anderen Mitglieder des Kollegi­
ums sowie der Kanzler und die übri­
gen Gruppen im Verhältnis 6:1:1:2:1 
an. Die Zahl der Senatsmitglieder 
richtet sich insgesamt nach der An­
zahl der Fachbereiche. 

und das Ordnungsrecht nie ange­
wandt werden müsse. Mit einem Ord­
nungsrecht allein lasse sich eine Ord­
nung an den Hochschulen ohnehin 
nicht verwirklichen. 

ne Freude hätte". Der SPD-Parla­
mentariel' nannte vier vordringliche 
"Kampfziele" : Die staatliche Fach­
aufsicht dürfe · nicht erweitert, die 
verfaßte Studentenschaft nicht abge­
schafft, der Assistenzprofessor nicht 
diskriminiert und die Institute dürf­
ten nicht zu "Fluchtburgen" für ko­
operationsunwiIIige Professoren wer­
den. Glotz kündigte für die nächsten 
Monate eine "ebenso demokratische 
wie glasharte Debatte" an. Die SPD, 
die in den vergangenen Jahren wie­
derholt ein Vorschaltgesetz für 
Bayern gefordert hatte, hatte vor 
kurzem erklärt, sie werde ihre hoch­
schulpolitischen Vorstellungen nach 
der Vorlage des ministerialen Ent­
wurfs veröffentlichen. Die bayerische 
FDP hatte am 27. März Thesen für 
ein Hochschulgesetz veröffentlicht. 

Hochschulgesetzentwürfe des frü­
heren Kultusministers Dr. Ludwig 
Huber von 1966 und 1968 waren da­
mals nicht mehr vom Landtag erör­
tert worden. Jetzt, so betonte Maier, 
habe man zunächst seit 1970 auf das 
Hochschulrahmengesetz des Bundes 
gewartet. Da es aber noch immer 
nicht vom Bundestag verabschiedet 

worden sei, habe man schließlich in 
Bayern nicht mehr länger abwarten 
wollen. "Ermuntert durch Minister­
präsident Alfons Goppel haben wir 
nach der stürmischen Münchener 
Rektoratswahl im Sommer vergange­
nen Jahres im Herbst 1971 mit den 
Vorarbeiten für ein bayerisches 
Hochschulgesetz begonnen." 

Der Hochschulexperte der SPD­
Landtagsfraktion, Dr. Peter Glotz, 
erklärte, mit der endgültigen Veröf­
fentlichung des Gesetzentwurfes hät­
ten sich "alle Befürchtungen bestä­
tigt". Zwei Jahre lang habe Minister 
Maier jede hochschulpolitische Re­
forminitiative unter Hinweis auf das 
kommende Hochschulrahmengesetz 
abgelehnt. Jetzt aber, wenige Wochen 
vor der Verabschiedung dieses Bun­
desgesetzes, lege er doch noch einen 
eigenen Entwurf vor. 
Glotz erklärte: "Dies sind hochschul­
politische Bocksprünge und Purzel­
bäume, über die Turnvater Jahn sei-

Wichtiges in Kürze 
Termine 

Fr 28.4. 
Rund drei Jahre, nachdem sich die 
Freie Demokratische Partei vom Li­
beralen Studentenbund Deutschlands 
(LSD) getrennt hatte, ist am 9. April 
in Mainz ein neuer "Liberaler Hoch­
schulverband" (LHV) gegründet wor­
den. Zum Vorsitzenden wählte die 
Gründungsversammlung den 23jähri­
gen Hamburger Politikstudenten 
Klaus Hirnrne. (dpa) 

Der Grundgedanke des Gesetzes sei 
es, die Hochschule "wieder zu einem 
Ort der Wissenschaft, der Forschung 
und des Studiums zu machen". In den 
letzten drei Jahren seien die Univer­
sitäten mehr Kampfplatz gewesen, 
die eigentliche Hochschulreform sei 
verschüttet worden. Jetzt müsse man 
vom Streit um die Gruppenparitäten 
wieder zu den eigentlichen Aufgaben 
kommen, meinte Maier. Der Kultus­
minister räumte ein, daß die Gesamt­
situation der bayerischen Universitä­
ten .. etwas ruhiger" als in anderen 
Bundesländern sei. Unter Hinweis 
auf Berlin, Hamburg und Hessen sag­
te Maier, man habe die Verpflich­
tung, auch aus den Erfahrungen an­
derer zu lernen. 

An der Spitze der Universität soll 
entweder ein auf sechs Jahre gewähl­
ter und vom Kultusministerium be­
stellter Präsident oder ein fünfköpfi­
ges Präsidialkollegium mit einem 
hauptberuflichen Vorsitzenden ste­
hen. Die verfaßte Studentenschaft ist 
in Prof. Maiers Entwurf nicht vorge­
sehen. Die Studenten sollen in der 
Hochschule durch ihre gewählten 
Vertreter in den Kollegialorganen 
mitwir~en. Allerdings können sich 
die Studentenvertreter in diesen Or­
ganen zusammenschließen und Spre­
cher wählen. Im Gesetzentwurf ist 
ferner fixiert, daß Studienbewerber, 
die in Bayern wohnen und dort einen 
schulischen Abschluß erworben ha­
ben, wie bisher bei der Studienauf­
nahme in zulassungsbeschränkteu 
Fächern einen Notenbonus erhalten. 
Das Ordnungsrecht im Entwurf sieht 
gestaffelte Maßnahmen bis zum Aus­
schluß vom Studium an allen bayeri­
schen Hochschulen vor. 

Ständiger Ausschuß für 
Studienangelegenheiten 

jeweils mittwochs, 18 h c. t., im Club­
Lehr- und heim, Savignystraße 611. 

3.5. 
Mi 3.5. 
Fachbereichskonferenz, Fachbereich 
Philosophie, 14 h c. t ., übungsraum 4, 
Dantestraße 4-6 
Fr 5. 5. 

Studenten im Streß (Gespräch mit 
Studentenärzten) 
Frau Dr. Ursula Walter und Herr Dr. 
Heinz Mosebach, Frankfurt 
10.5. 
Trimm dich fit! Tanz mal mit! 

Die Gesamthochschule Bremen soll 
noch in dieser Legislaturperiode, die 
bis 1975 reicht, verwirklicht werden. 
Das hat der Bremer Bildungssenator 
Moritz Thape (SPD) am 14. April bei 
den Etatberatungen der Bremischen 
Bürgerschaft für 1972/73 erklärt. Vor­
aussetzung für die integrierte Ge­
samthochschule sei jedoch ein ent­
sprechendes Gesetz, das die Bürger­
schaft verabschieden müsse. (dpa) 

Gegenüber dem von der SPD vor ei­
nigen Wochen veröffentlichten Refe­
renten entwurf zeigt der jetzige Vor­
entwurf des Ministeriums auf 114 
Seiten und in 112 Artikeln keine we­
sentlichen inhaltlichen Veränderun­
gen. Professoren haben in allen Gre­
mien die Mehrheit. Im Fachbereich 
sind die Sitze nach dem Schlüssel 
7:1:1:2:1 auf Professoren, Assistenz­
professoren, sonstige Lehrkräfte, 

Der Kultusminister äußerte jedoch 
eHe Hoffnung, daß sich die Vernunft 
auch an den Universitäten durchsetze 

Ständiger Ausschuß für Organisa­
tionsfragen, Angelegenheiten der 
Forschung und des wiss. Nachwuch­
ses 
Katholische Studentengemeinde 
jeweils Donnerstag, 20 h c. t., im Stu­
dentenhaus Alfred Delp, Beethoven­
straße 28 
27.4. 
Tanz zu Semesterbeginn 
mit Informationen für Studienanfän­
ger 
4.5. 
Gemeindeversammlung 

Evangelische Studentengemeinde 
Di 9.5. 
20 h c. t ., Dietrich-Bonhoeffer-Haus, 
Lessingstraße 2 
Praxis und Theorie im Studiengang 
der Pädagogikstudenten 
Diskussion mit Prof. Dr. Lingelbach, 
Dr. Helmut Becker u . a. . 

9. Mai, Fachbereichskonferenz, Fach­
bereich Chemie im Seminarraum des 
Mehrzweckgebäudes Chemie. 

Die Presse- und Informationsstelle der Johann-Wolfgang­
Goethe-Universität sucht zum 1. Juli 1972 oder frü~~r ei?e 

MITARBEITERIN 

die sich nebm Z;j.pqeren A.ufgaben hauptsächlich mit oer Be~ 
treuung und Herstellung verschiedener Schriften der Presse­
stelle beschäftigen soll. Dotierung der Stelle: BAT Vb / IV b 
bzw. A 9/ A 10. Bewerbungen und Rückfragen bitte so schnell 
wie möglich richten an: Presße- und Informationsstelle ~er 
Johann-Wolfgang-Goethe-Universität, 6 Frankfurt am Mam, 
Senckenberganlage 31, Telefon 798 - 25 31 oder 2472. 

Nutzen Sie die Gelegenheit! Bei uns in der Pressestelle wird 
nämlich zum 1. Juli 1972 die Stelle unserer 

SEKRETÄRIN 
frei. 
Wir können Ihnen nicht nur - vorausgesetzt, Sie sind mit 
allen Sekretariatsarbeiten vertraut und haben Lust, eine ver­
antwortungsvolle und abwechslungsreiche Tätigkeit aüszu­
üben, z. B. selbständige Erledigung der täglichen Korre~pon­
denz, Auskunftserteilung, allgemeine Verwaltung, Ver,hreItung 
von Pressemitteilungen per Fernschreiber usw. - eme Ver­
gütung nach BAT VI b bieten, sondern auch ein junges, 
dynamisches Mitarbeiterteam und einen schönen Arbeitsplatz 
im Mehrzweckgebäude. 
Sollte diese Anzeige Ihr Interesse geweckt haben, so rufen 
Sie uns doch einfach einmal unter der Nummer 798 - 36 38 an. 

Am Ostasiatischen Seminar der Johann-Wolfgang-Goethe­
Universität Frankfurt ist zum 1. Juni 1972 die Stelle eines 
(einer) 

BIBLIOTHEKARS 
BIBLIOTHEKARIN 

(BAT VI b) zu besetzen. Aufgabengebiet: Alle anfalle~d.en 
bibliothekarischen Arbeiten .(Inventaris,ierung, Kataloglsle­
rung usw.). Einstellungsvoraussetzungen: Neben Verständ!lis 
für bibliothekarische Arbeiten wird besonderer Wert auf hm­
reichende Kenntnis der ost- und südostasiatischen Sprachen 
(insbesondere Chinesisch, Japanisch, Indonesisch-Malaiisch 
und Birmanisch) gelegt. Bewerbungen mit Lebenslauf und 
Studiengang sind bis zum 20. Mai 1972 zu richten an das 
Ostasiatische Seminar. 

Der Fachbereich Mathematik (Arbeitsgruppe 8.2) der Univer­
sität ·. Frankfurt, Robert-Mayer-Straße 6-10, sucht zum 
1. Juni 1972 (unter Umständen auch früher) eine 

SEKRETÄRIN 

Bezahlung nach BAT VI b. Auch Teilzeitbeschäftigung ist 
möglich. Englischkenntnisse sind erforderlich. Bitte rufen Sie 
Frankfurt 7 98 - 25 12 oder 7 98 - 25 11 an. 

Unserem werksärztlichen Dienst werden durch die wachsende 
Zahl unserer Mitarbeiter größere und vielfältigere Aufgaben 
gestellt. Wir suchen daher in Kürze zur Entlastung des Leiters 
der werks ärztlichen Abteilung einen zweiten hauptamtlichen 

WERKSARZT. 

Wir bieten geregelte Arbeitszeit (5-Tage-Woche), Bezahlung 
nach BAT (Il a) oder Beamtenrecht (A 13/ A 14 HBesG), einen 
gut ausgesiaL leten krisenfesten Arbeitsplatz sowie alle sozialen 
Leistungen des öffentlichen Dienstes, wie verbilligter Mittags­
tisch, Beihilfen im Krankheitsfalle, Zu schuß zum Krankenver­
sicherungsbeitrag, tarifvertragliche Zulage von monatlich 
100 DM u. a. Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Le­
benslauf, Zeugnisse über Vor- und Ausbildung sowie die bis­
herigen praktischen Tätigkeiten, Lichtbild) werden erbeten an 
das Klinikum der Johann-Wolfgang-Goethe- Universität, 
Franlduri/Main, Verwaltungsdirektor, 6, Frankfurt/Main '70, 
Theodor-Stern-Kai 7. 

Gesucht wird eine 

SCHREIBKRAFT 

für die Abtei~ung ".<)llg~m.eJ~e :r~ys~qJ,~gie" q.es Z~I'j.trums der 
Physiologie an der Universität . Frankfurt/Main. Vergütung 
nach BAT VII sowie sonstige Vorteile des öffentlichen Dienstes, 
z. B. Möglichkeit zur Teilnahme an der Personalspeisung. Die 
Arbeitsstätte befindet sich in einem Neubau der Frankfurter 
UniversitätsklinIken in Sachsenhausen. Bewerbungen bitte an 

. Prof. Greven, Zentrum der Physiologie, Frankfurt/Main, 
Theodor-Stern..,Kai 7, Telefon 6301- 60 55 (zwischen 9 bis 12 
und 16 bis 18 Uhr) oder über Sekretariat (Telefon 6301 - 69 75). 

Die Rechtsabteilung der Johann-Wolfgang-Goethe-Universität 
Frankfurt/Main sucht 

SEKRETÄRIN 

(BAT VI b) zum frühestmöglichen Zeitpunkt. Sie erwartet 
innerhalb eines aufgeschlossenen Tealns eine vielseitige und 
interessante Tätigkeit, die ihr. auch die Möglichkeit zu selb­
ständiger Arbeit gibt. Sie wird dem Abteilungsleiter zuge­
ordnet sein. Bewerbungen und Rückfragen: Reg.-Rat Riehn, 
Rechtsabteilung der Universität Frankfurt/Main, Senckenberg­
anlage 31, Telefon 798 - 22 39. 

Im Fachbereich Humanmedizin ist in der Abteilung "Allge­
meine und Zellphysiologie" des Physiologischen Instituts die 
Stelle eines 

WISSENSCHAFTLlClJEN MITARBEITERS 

(BAT IIa) ab S0fort oder später zu besetzen. Voraussetzung ist 
ein abgesclllossenes Hochschulstudium in Medizin oder Biolo­
gie, experimentelles Geschick und Interesse an der Mechanik 
und ·der Elektrophysiologie der glatten Eingeweidemuskulatur. 
Der Bewerber ' soll bereit sein, bei der Durchführung des 
physiologischen Praktikums mitzuarbeiten. Bewerbungen sind 
zu richten an die .obige Abteilung des Physiologischen Instituts, 
6 Frankfurt/Main, Theodor-Stern-Kai 7. 

Das neu aufzubauende Studienfach "Techn.-ökonomische 
Grundbildung" (Poly technik im Aufbau) sucht eine 

MITARBEITERIN . 

für Büro- und Verwaltungsarbeiten. Vergütung nach BAT VII. 
Nähere Auskunft im Didaktischen Zentrum, Sophienstraße 1-3, 
Telefon 798 - 35 91. . 

Im Fachbereich Klassische Philologie und Kunstwissenschaften 
der Universität Frankfurt/Main ist am Seminar für Klassische 
Philologie die Stelle einer halbtägigen 

SEKRETÄRIN 

nach BAT VII zu besetzen. Gute Kenntnisse in Stenographie 
und Maschinenschreiben sind erforderlich. Kenntnisse in der 
englischen und französischen Sprache sind erwünscht. Bewer­
bungen mit den üblichen Unterlagen werden an den Dekan des 

. Fachbereichs 9, Frankfurt/Main, Mertonstraße 17, erbeten. 

Im Fachbereich Humanmedizin der Johann-Wolfgang-Goethe­
Universität Frankfurt/Main ist ab sofort für das Gebiet der 
Medizinischen Didaktik die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 

(BAT Ia) zu besetzen. Von den Bewerbern, bei denen Erfah­
rungen auf diesem Gebiet erwünscht sind, wird Mitarbeit bei 
der Erstellung des Curriculums erwartet. Bewerbungen mit 
Lebenslauf, Schriften verzeichnis, Zeugnissen und kurzer Dar­
stellung des wissenschaftlichen Werdeganges sowie Angaben 
über eine eventuelle Forschungs- und Lehrtätigkeit werden bis 
zum 1. Mai 1972 an den Dekan de·s Fachbereichs Humanmedizin, 
Professor Dr. O. Hövels, 6 Frankfurt/Main, Theodor-Stern­
Kai 7, erbeten. 

Die Zentrale Beratungsstelle für das Schul bibliothekswesen in 
der BRD am Institut für Jugendbuchforschung der Universität 
Frankfurt bietet einer 

SE;KRf!;TÄRIN 

eine weitgehend repressionsfreie Stelle. Angenehmes Arbeits­
klima. Abwechslungsreiche Arbeit. Halbtags (nachmittags), 
möglichst ab sofort, BAT VII. Bitte kommen Sie zu unS oder 
rufen Sie uns an : Frankfurt, Georg-Voigt-Straße 10, Telefon 
798 - 25 87 oder 798 - 35 64. 

Im Fachbereich Chemie ist in der Anorganischen Chemie 11 in 
Frankfurt/Main-Niederrad, Sandhofstraße 2, ab 1. Mai 1972 die 
Stelle einer 

SEKRETÄRIN 

(BAT VI b) neu zu besetzen. Bewerbungen mit Unterlagen 
werden erbeten an Prof. Dr. H. Bock, 6 Frankfurt/Main-Nieder­
rad, Sandhofstraße 2, Telefon 63 01 /60 80. 

Am Institut für Geologie und Paläontologie ist ab sofort die 
Stelle eines 

PRÄPARATORS 

zu besetzen. Die Vergütung erfolgt nach BAT Vlb oder 
BAT V c. Bewerbungen sind zu richten an Prof. Dr. K. Vogel, 
Frankfurt/Main, Senckenberganlage 32-34. 

Institut für Kernphysik, 6 Frankfurt/Main 90, August-Euler­
Straße 6 (Nähe Opelkreisel), Bus 33, 34, 50, 57, Tel. 798 - 82 44, 
sucht folgende Angestellte 

INGENIEURE 

(Elektro- oder Nachrichten- oder Feinwerktechnik), wird zum 
Reaktorschichtleiter ausgebildet, 

VERWALTUNGSANGESTELLTE 

allgemeine Büroarbeiten, Schreibmaschinen-Kenntnisse. 

Im Institut für Theoretische Physik ist die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 

zu besetzen. Bitte rufen Sie uns unter Telefon 798 - 25 50 an 
oder senden Sie Ihre Bewerbung bis spätestens 1. Mai 1972 an 
das Institut für Theoretische Physik, 6 Frankfurt/Main, Ra­
bert-Mayer-Straße 8, Erdgeschoß, Prof. Dr. R. Dreizier. 

Im Fachbereich Biologie der Universität Frankfurt am Main 
ist die Stelle einer 

TECHNISCHEN ASSISTENTIN 

nach BAT VIb zu besetzen, Ausbildung als med.-technische 
bzw. biochem.-technische Assistentin wäre erwünscht. Aufga­
bengebiete : technische Assistenz bei Forschungsarbeiten der 
Arbeitsgruppe "Vergleichende Verhaltensphysiologie", techni­
sche Vorbereitung von Vorlesungen und Kursen. Bewerbungen 
werden erbeten bis zum 15. 5. 1972 an den Dekan des Fachbe­
reichs Biologie der Universität Frankfurt am Main, Sies­
mayerstr. 70. 

Der Arbeitskreis Universitäre Erwachsenenbildung ist eine 
vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft geförderte 
Hochschulvereinigung. Für die wissenschaftliche Betreuung 
und Geschäftsführung mehrerer bundesweiter Projekte der 
Weiterbildung und des Kontaktstudiums wird ab sofort ein 

PROJEKTSEKRETÄR 

(IJa; später Ia BAT) eingestellt. Bewerbungen sind zu richten 
an das Sekretariat für Seminarkurse der Technischen Univer­
sität, 3 Hannover, Wunstorfer Straße 14. Information durch 
DZ, Arbeitsstelle Fernstudium und Weiterbildung, Kettenhof­
weg 135, Tel. 7 98-36 13. 
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